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Beschluss Nr.  34/2019/FRG 

          

 

 

DER RECHNUNGSHOF 

REPUBLIK ITALIEN 

Kontrollsektion für die Region Trentino-Südtirol 

Sitz Trient 

 

Zusammengesetzt aus den Richtern: 

Anna Maria Rita LENTINI  Präsidentin 

Tullio FERRARI    Ratsmitglied 

Massimo AGLIOCCHI   Erster Referendar (Berichterstatter) 

Alessia DI GREGORIO   Erste Referendarin  

 

 

Ratssitzung vom 27. Februar 2019 

    

Nach Einsicht  in die Artikel 81, 97, 100, 117 und 119 der Verfassung; 

Nach Einsicht in das DPR Nr. 670 vom 31. August 1972 betreffend die Genehmigung des 

Einheitstextes der Verfassungsgesetze, die das Sonderstatut für Trentino-Südtirol betreffen; 

Nach Einsicht in das DPR Nr. 305 vom 15. Juli 1988 mit seinen späteren Änderungen zur 

Einrichtung der Kontrollsektionen des Rechnungshofes von Trient und Bozen; 

Nach Einsicht in den Einheitstext der Gesetze über den Rechnungshof, genehmigt mit 

königlichem Dekret Nr. 1214 vom 12. Juli 1934 mit seinen späteren Änderungen; 

Nach Einsicht in das Gesetz Nr. 161 vom 21. März 1953; 

Nach Einsicht in das Gesetz Nr. 20 vom 14. Januar 1994; 

Nach Einsicht in das Gesetzesdekret Nr. 174 vom 10. Oktober 2012, das mit Änderungen in 

cr_taas-08/03/2019-0001005-A



das Gesetz Nr. 213 vom 7. Dezember 2012 umgewandelt wurde; 

Nach Einsicht in das Dekret des Präsidenten des Ministerrates vom 21. Dezember 2012, 

veröffentlicht im Gesetzesanzeiger Nr. 28 vom 2. Februar 2013, mit dem die am 6. Dezember 

2012 von der Ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den 

Autonomen Provinzen Trient und Bozen genehmigten Leitlinien für die jährliche 

Rechnungslegung, die von den Regionalratsfraktionen nach Artikel 1 Absatz 9 des 

obengenannten Gesetzesdekrets Nr. 174 vom 10. Oktober 2012 genehmigt werden muss, 

festgelegt wurden;  

Nach Einsicht in den Beschluss der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes Nr. 14/2000 

vom 16. Juni 2000 mit seinen späteren Änderungen und Ergänzungen, mit dem die 

Verordnung über die Organisation der Kontrollfunktionen des Rechnungshofes genehmigt 

wurde; 

Nach Einsicht in das Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nr. 39 vom 6. März 2014 bezüglich 

der Absätze 9 - 12 des Artikels 1 des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012; 

Nach Einsicht in das Urteil der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes in gerichtlicher 

Instanz Nr. 59/2014/EL;  

Nach Einsicht in den Beschluss des Regionalrates der Autonomen Region Trentino-Südtirol 

Nr. 33/2013, mit dem Titel „Verordnung über die Leistungen zugunsten der Fraktionen des 

Regionalrates und diesbezügliche Rechnungslegung“, abgeändert durch den Beschluss Nr. 8 

vom 10. Dezember 2014; 

Nach Einsicht in die vom Präsidenten des Regionalrates der Autonomen Region Trentino-

Südtirol mit Schreiben vom 16. Jänner 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in den Beschluss dieser Kontrollsektion Nr. 23/2019/FRG vom 4. Februar 2019, 

mit dem die Fraktionen um einige Aufklärungen zum Sachverhalt ersucht wurden;  

Nach Einsicht in die daraufhin vom Präsidenten des Regionalrats mit Schreiben vom 18. 

Februar 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in den weiteren Antrag auf Klärung, der mit Schreiben vom 21. Februar 2019 

übermittelt worden ist; 

Nach Einsicht in die daraufhin vom Präsidenten des Regionalrats mit Schreiben vom 26. 

Februar 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in die Verfügung Nr. 5/2019 vom 21. Februar 2019, mit der der Präsident der 

Kontrollsektion das Richterkollegium zur heutigen Sitzung einberufen hat; 

Nach Anhörung des Berichterstatters und ersten Referendars, Dr. Massimo Agliocchi 

 



PRÄMISSEN 

Der Präsident des Regionalrats hat mit Schreiben Prot. Nr. cr_taas-16/01/2019-0000198-P 

(eingegangen beim Rechnungshof Prot. Nr. 0000112-17/01/2019-SC_TN-U09-A) die 

Rechnungslegungen bezogen auf den Zeitraum 1. Jänner 2018 – 20. November 2018 sowie die 

dazugehörenden Unterlagen der Ratsfraktionen der XV. Legislaturperiode, unter anderem 

auch die der Fraktion “Die Freiheitlichen“, übermittelt. 

Nach Prüfung der erhaltenen Unterlagen stellte diese Kontrollsektion mit Beschluss Nr. 

23/2019/FRG vom 4. Februar 2019 einige dokumentarische Mängel fest und hielt es für 

notwendig, Klarstellungen zu beantragen, wobei im Sinne des Artikels 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekretes Nr. 174/2012 als Termin für die Berichtigung der aus den vorläufigen 

Untersuchungen festgestellten Mängel bei den Rechnungslegungen der betroffenen 

Ratsfraktion der 18. Februar 2019 festgesetzt wurde.  

Innerhalb der gesetzten Frist hat der Präsident des Regionalrats mit Schreiben vom 18. Februar 

2019 (Protokoll Nr. cr_taas-18/02/2019-0000695-P), das beim Rechnungshof mit Protokoll Nr. 

284 am selben Tag eingegangen ist, für jede Ratsfraktion die angeforderten zusätzlichen und 

erläuternden Unterlagen übermittelt.  

Mit Schreiben vom 21. Februar 2019 wurden weitere Klarstellungen angefordert, um die 

Untersuchungen abschließen zu können. 

Am 26. Februar 2019 übermittelte der Präsident des Regionalrates die zusätzlich 

angeforderten Unterlagen. 

 

SACHVERHALT 

1. Die Regelung betreffend die Finanzierung der Regionalratsfraktionen der Autonomen Region 

Trentino - Südtirol ist in der genannten Verordnung des Regionalrates enthalten, die mit 

Beschluss des Regionalrates Nr. 33 vom 10. September 2013 genehmigt und später mit dem 

Beschluss Nr. 8 vom 10. Dezember 2014 abgeändert worden ist (in der Folge „Verordnung 

Nr. 33/2013“ genannt), und ist seit Beginn der XV. Legislaturperiode (22. November 2013) in 

Kraft. Diese Regelung fußt auf das Gesetzesdekret Nr. 174/2012, umgewandelt in das Gesetz 

Nr. 213/2012, insbesondere was den Artikel 1 Absätze 9, 10, 11 und 12, so wie durch das 

Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 39/2014 und das Gesetz Nr. 116/2014 abgeändert, 

anbelangt.  

Gemäß Artikel 1 Absatz 9 des besagten Gesetzes 213/2012 genehmigt jede Ratsfraktion eine 

jährliche Rechnungslegung aufgrund der Richtlinien, die von der Ständigen Konferenz für 

die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den Autonomen Provinzen Trient und Bozen 

beschlossen und mit Dekret des Präsidenten des Ministerrates übernommen wurden, um die 



ordnungsgemäße Ermittlung der Gebarungsabläufe und der Buchführung sowie die 

ordnungsgemäße Erstellung der für die Rechnungslegung erforderlichen Unterlagen zu 

gewährleisten.  

Darüber hinaus regelt Artikel 1 Absätze 10, 11 und 12 die Modalitäten für die Ausübung der 

externen Rechnungsprüfung durch den Rechnungshof. Die Rechnungslegungen werden vom 

Rechnungshof geprüft, der mit einem eigenen Beschluss über die Ordnungsmäßigkeit 

derselben entscheidet (Artikel 1 Absatz 10 des Gesetzes Nr. 213/2012). Stellt die regionale 

Kontrollsektion jedoch die Ordnungswidrigkeit der Rechnungslegung oder der eingereichten 

Unterlagen im Hinblick auf die vorgenannten Bestimmungen fest, übermittelt sie dem 

Präsidenten des Regionalrates (oder der Autonomen Provinz) einen Antrag auf Berichtigung 

(Artikel 1 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 213/2012). 

 

2. Was die Parameter und die Art der Kontrolle anbelangt, so ist auch darauf hinzuweisen, dass 

der Verfassungsgerichtshof im besagten Urteil Nr. 39/2014 festgelegt hat, dass die von der 

regionalen Kontrollsektion des Rechnungshofes durchgeführte Kontrolle in die Kategorie der 

„externen Kontrolle über die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung" fällt und somit nicht das Ziel 

verfolgt, Sanktionen zu verhängen, sondern Rückerstattungen einzufordern (Artikel 1 Absatz 

12 des Gesetzes Nr. 213/2012, wie durch das besagte Urteil abgeändert). Dadurch soll die 

ordnungsgemäße Gebarung des Haushaltes der Region gewährleistet werden; an diesen ist 

nämlich der Haushalt des Regionalrates geknüpft, aus dem die Mittelzuweisungen an die 

Ratsfraktionen  stammen. 

Laut Verfassungsgerichtshof wollte der Gesetzgeber mit den genannten Bestimmungen 

festlegen, dass die durchzuführende Kontrolle darin besteht, „eine verbindliche Analyse 

durchzuführen, die nicht auf die Verwendung der Beträge eingeht, sondern feststellt, ob diese 

Ausgaben effektiv getätigt wurden. Die politische Autonomie der Fraktionen, die der entsprechenden 

Kontrolle unterliegen, wird damit keineswegs beeinträchtigt.“  

Der Verfassungsgerichtshof hat demnach festgelegt, dass die in diesem Rahmen ausgeübte 

Funktion des Rechnungshofes in der Kontrolle über die Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegungen besteht, wobei er als Parameter „die 

Übereinstimmung der Rechnungslegung mit dem in der Ständigen Konferenz für die Beziehungen 

zwischen Staat, Regionen und den Autonomen Provinzen Trient und Bozen erstellten Muster“ 

verwendet hat und nicht auf die Ermessensfreiheit der Entscheidungen eingegangen ist, die 

die Ratsfraktionen völlig autonom „im Rahmen ihres institutionellen Mandats“ treffen können. 

Mehrmals hat der Verfassungsgerichtshof bestätigt, dass mit Artikel 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekrets Nr. 174 von 2012 "die regionale Kontrollsektion die Aufgabe hat, ein Urteil über 



die Übereinstimmung der Rechnungslegung mit den Vorgaben des Artikels 1, und daher mit den in 

den Leitlinien enthaltenen [....] Kriterien abzugeben " (Urteile Nr. 104 von 2016, Nr. 130 von 2014). 

Unter den genannten Kriterien zitiert Artikel 1 der Anlage A des DPMR vom 21. Dezember 

2012 die "Zuverlässigkeit und Richtigkeit der Ausgaben", wobei "die Zuverlässigkeit die 

Übereinstimmung zwischen den in der Rechnungslegung angeführten Posten und den tatsächlich 

getätigten Ausgaben“(Absatz 2) und „die Richtigkeit die Übereinstimmung der getätigten Ausgaben 

mit den gesetzlich vorgesehenen Zwecken“ (Absatz 3) ist, mit der weiteren Klarstellung, dass "alle 

Ausgaben ausdrücklich für die institutionellen Tätigkeit der Fraktion getätigt werden müssen " 

(Absatz 3 Buchst. a).  

In den nachfolgenden Urteilen Nr. 130/2014, Nr. 263/2014, Nr. 104/2016 und zuletzt Nr. 

260/2016 hat der Verfassungsgerichtshof diese Grundsätze erneut bekräftigt. Dabei wurde 

noch einmal hervorgehoben, dass die besagte Kontrolle keine meritorische Überprüfung der 

Entscheidungen, die in der politischen Autonomie der Fraktionen liegen, vorsieht. Dies schließt jedoch 

nicht eine Überprüfung aus, ob die von den Fraktionen getätigten Ausgaben den institutionellen 

Zwecken entsprechen und ob sie nach dem allgemeinen, vom Rechnungshof bei der Prüfung der 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegungen immer verfolgten Grundsatz der Übereinstimmung der 

Buchführung mit den gesetzlich vorgesehenen Zwecken vorgenommen wurden.“ 

 

3. Schließlich sei im Hinblick auf die von den regionalen Kontrollsektionen dieses 

Rechnungshofes ausgeübte Kontrolle und deren Grenzen auch auf die vergangenen 

Beschlüsse dieser Sektion (vgl. Beschlüsse Nr. 5/2014/FRG, Nr. 11/2014/FRG, Nr. 

5/2015/FRG, Nr. 7/2015/FRG, Nr. 8/2016/FRG und Nr. 5/2017/FRG) sowie auf die 

umfassende Rechtsprechung der Vereinigten Sektionen, die sich mit den von den 

Regionalratsfraktionen eingelegten Rekursen beschäftigt haben, verwiesen (vgl. V.S. in 

außerordentlicher Zusammensetzung Nr. 29/2014, Nr. 40-45/2014, Nr. 59/2014, Nr. 1, 5, 39, 

43, 61/2015 und Nr. 15, 20, 22, 24/2016). 

 

4. Was die juridische Natur der Regionalratsfraktionen betrifft, so wurde bereits darauf 

verwiesen, dass die Rechtsprechung keine einstimmige Lösung gefunden hat (siehe Beschluss 

Nr. 5/2017/FRG dieser Kontrollsektion). 

Der Verfassungsgerichtshof hat festgestellt, dass die Ratsfraktionen - als Projektion der 

politischer Parteien in den gewählten Versammlungen - Organe des Regionalrates sind, und 

hervorgehoben, dass sie wesentlich zur Funktionstätigkeit des Gesetzgebungsorgans 

beitragen und letztendlich Ämter darstellen, die für die Bildung der internen Organe des 

Regionalrates notwendig und wesentlich sind (Urteile des Verfassungsgerichtshofs Nr. 



1130/1988, Nr. 187/1990 und Nr. 39/2014). Ähnliche Überlegungen wurden auch von den 

Vereinigten Zivilsektionen des Kassationsgerichtshofs im Urteil Nr. 609/1999 angestellt. 

Der Strafgerichtshof hat hingegen hervorgehoben, dass die Ratsfraktionen eine komplexe 

und vielfältige Realität darstellen, in der öffentliche und private Aspekte miteinander 

verflochten sind, und bestätigt, dass das Problem ihrer rechtlichen Stellung in Lehre und 

Rechtsprechung seit langem diskutiert wird, ohne jedoch endgültig und einheitlich gelöst 

worden zu sein (Urteil des Strafgerichts Nr. 49976/2012). 

Der Staatsrat (Sektion V, Urteil Nr. 8145/2010) hat auch darauf hingewiesen, dass "die 

Ratsfraktionen im Allgemeinen kein Segment einer politischen Partei darstellen, die sie vertreten, 

sondern eine eigene institutionelle Beschaffenheit im Rahmen des Aufbaus des Regionalrates besitzen“. 

Wenn es auf einer Seite stimmt, dass die Regionalratsfraktionen im Allgemeinen ihre 

privatistische Form von der politischen Partei ableiten, von der sie abstammen (mit 

Ausnahme der Gemischten Fraktion, die klarerweise nicht nur eine einzige Partei vertritt), ist 

es aber ebenso klar, dass sie zweifelsohne Tätigkeiten und Funktionen öffentlicher Natur 

ausüben, wenn sie an der Tätigkeit des Regionalrats und an den Gesetzgebungsverfahren 

teilnehmen. 

 

5. Bei den Ausgaben für die Tätigkeit der Fraktionen zählen die oben genannten Richtlinien des 

genannten DPMR (Artikel 1 Absätze 4, 5 und 6 der Anlage A) die beitragsfähigen Ausgaben 

und diejenigen auf, die von der Beitragsleistung des Regionalrates ausgeschlossen sind. Diese 

Regelung wurde auf lokaler Ebene durch die oben genannte Verordnung Nr. 33/2013 und 

deren Anlage B eingeführt, die das Buchhaltungsmuster enthält. Im Besonderen weist Artikel 

3 der Verordnung darauf hin, dass die Zweckbestimmung der Beiträge des Regionalrats zur 

Verwirklichung der institutionellen Ziele der Fraktion im Hinblick auf die Tätigkeit des 

Regionalrates eingehalten werden muss (….“Mittel aus dem Haushalt des Regionalrats, 

die…ausschließlich für institutionelle Zwecke, Studien-, Publikations- und 

Kommunikationstätigkeiten verwendet werden dürfen”).  

Hinsichtlich der Ausgaben für das Personal, das von den Ratsfraktionen eingestellt wird, 

findet Artikel 4 der oben genannten Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 Anwendung. 

 

6. Vor diesem Hintergrund nimmt die Kontrollsektion zur Kenntnis, dass die Kontrolle der 

Rechnungslegung 2018 der regionalen Ratsfraktion „Die Freiheitlichen“ - so wie in den 

Vorjahren auch - dieses Jahr nach den Kriterien des Artikels 1 der Anlage "A" des besagten 

DPMR vom 21. Dezember 2012 erfolgt ist. Wie bereits erwähnt, besagt diese Bestimmung, 

dass jede in der Rechnungslegung angegebene Ausgabe den Kriterien der "Zuverlässigkeit" 



und "Richtigkeit" entsprechen muss, also der Übereinstimmung zwischen den in der 

Rechnungslegung angegebenen Posten und den tatsächlich getätigten Ausgaben 

("Zuverlässigkeit") sowie der Kohärenz der getätigten Ausgaben mit den gesetzlich 

vorgesehenen Zwecken aufgrund einer Reihe von Grundsätzen, die in der Bestimmung selbst 

enthalten sind ("Richtigkeit"). 

Die Richtlinien im DPMR sind daher ein wesentlicher Parameter für die Kontrolle der 

Rechnungslegung der Ratsfraktionen, da die darin enthaltenen Bestimmungen dem 

dreifachen Ziel entsprechen, die Gebarungsvorgänge zu überprüfen, die ordnungsgemäße 

Führung der Buchhaltung festzustellen und die Ausgabenbelege korrekt und genau zu 

erfassen.  

Die Kontrolle durch die Kontrollsektion konzentrierte sich auch, sowohl bei den Ausgaben 

für die Tätigkeit der Fraktion als auch bei den Ausgaben für die Personalkosten, auf die 

genaue Einhaltung der in der Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 enthaltenen 

Bestimmungen. 

Die Umsetzung dieser Kriterien und die Kontrolle erfolgte bereits mit dem Beschluss dieser 

Sektion Nr. 11/2014/FRG, wie von den Vereinigten Sektionen dieses Gerichtshofes in 

besonderer Zusammensetzung im Urteil Nr. 59/2014/EL vom 5. November 2014 bestätigt, 

auf den daher auch in diesem Kontrollverfahren Bezug genommen wird. 

 

7. Konkret wurde die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen, die korrekte Verbuchung der 

einzelnen Ausgabenposten auch unter Berücksichtigung der Bestimmungen der internen 

Regelungen, die angemessene Darstellung der Verwaltungsvorgänge in der 

Rechnungslegung sowie die Abstimmung der Kassenbestände zwischen den einzelnen 

Finanzjahren geprüft.  

Anschließend wurde die Übereinstimmung und Kohärenz der einzelnen Ausgaben mit der 

institutionellen Tätigkeit geprüft. Insbesondere wurden die Umstände, Anlässe und Zwecke, 

die zu den einzelnen buchhalterischen Ausgaben geführt haben, untersucht, um den 

wesentlichen zweckgerichteten Zusammenhang zwischen den in der Rechnungslegung 

angeführten Ausgaben und der institutionellen Tätigkeit der Fraktion zu ermitteln.  

In Bezug auf die Ausgaben für das Personal wurde schließlich die Einhaltung der in der 

Verordnung des Regionalrats Nr. 33/2013 enthaltenen Bestimmungen überprüft. 

Außerdem wurde die Rückgabe der langlebigen Gebrauchsgüter, die von der Fraktion 

angekauft und in das Inventar der zugewiesenen Güter aufgenommen worden waren, 

festgestellt.  

 



8. In Anbetracht der Tatsache, dass am 4. März 2018 und 21. Oktober 2018 jeweils 

Parlamentswahlen und Landtagswahlen in der Autonomen Provinz Bozen und Trient 

stattgefunden haben (wobei nicht zu vergessen ist, dass die Landtagsmitglieder von Trient 

und Bozen gemäß Artikel 25 Absatz 1 des Sonderstatuts rechtmäßig auch 

Regionalratsmitglieder sind), ist auch die Einhaltung der Par-Condicio-Bestimmungen 

während des Zeitraums der Wahlen gemäß Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c) der Anlage A) 

zum DPMR vom 21. Dezember 2012, auf den sich auch Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 

des Regionalrates Nr. 33/2013 bezieht, festgestellt worden. Dieser besagt, dass " im Zeitraum 

vor den Wahlen, in dem ein entsprechendes Verbot nach den gesamtstaatlichen Par-Condicio-

Bestimmungen gilt, sind Ausgaben für institutionelle Mitteilungen nicht zulässig.“ 

Immer im Zusammenhang mit der besonderen Regelung während der Wahlzeit ist die 

Einhaltung des Artikels 1 Absatz 3 Buchstabe c) der Anlage A) zum DPMR vom 21. Dezember 

2012, auf den sich auch Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 

bezieht, festgestellt worden. Dieser besagt, dass "die Fraktionen keine Beziehungen entgeltlicher 

Zusammenarbeit mit Abgeordneten des italienischen oder europäischen Parlaments, der Regionalräte 

anderer Regionen und Kandidaten von Gemeinde-, Landtags- und Parlamentswahlen unterhalten bzw. 

Zuschüsse jeglicher Art an diese auszahlen dürfen. Bei letzteren gilt die Einschränkung gemäß den 

geltenden Bestimmungen für die Wahlzeit bis zur Bekanntgabe der Wahl.“  

 

9. Die Ratsfraktion hat weiters die Rückzahlung in Höhe von 3.150,00 Euro an den Regionalrat, 

die direkt von einem Bediensteten der Fraktion vorgenommen wurde, nachgewiesen, so wie 

von dieser Kontrollsektion mit Beschluss Nr. 25/2018/FRG (zur Rechnungslegung 2017) 

beantragt. 

Außerdem wurde die Rechnungslegung für das laufende Finanzjahr entsprechend den von 

dieser Sektion mit Beschluss Nr. 23/2019/FRG gelieferten Anweisungen neu überarbeitet, 

was - unter Anwendung des Integritätsprinzips – eine Übereinstimmung der 

buchhalterischen Daten zwischen dem Ende des Finanzjahres 2017 und dem Beginn des 

Finanzjahres 2018 ermöglicht hat. Aufgrund der vorgenommenen Änderungen ist der 

abschließende Kassenbestand für Personalkosten negativ ausgefallen (-1.653,00 Euro), was 

jedoch nicht einen Überschuss dieses Ausgabenpostens in Bezug auf die zugewiesenen Mittel 

bedeutet, sondern nur den negativen Wert des Kassenbestandes der Vorjahre für den gleichen 

Personalaufwand ausgleicht (der negative Posten wurde, wie gerade gesehen, unverzüglich 

zurückgezahlt). Von der Zuweisung des Regionalrats in Höhe von 27.000,00 € für 



Personalkosten (Beschluss Nr. 331 vom 29. Januar 2018) hat die Ratsfraktion im untersuchten 

Zeitraum 25.503,00 € ausgegeben. 

Schließlich wurde die Rückerstattung des Restbetrags an den Regionalrat gemäß Artikel 8 

Absatz 6 der Verordnung des Regionalrats Nr. 33/2013 nachgewiesen, wonach "der Teil des 

Beitrags, der im jeweiligen Haushaltsjahr nicht verwendet wurde, im folgenden Jahr und auf jeden Fall 

bis zum Ende der Legislaturperiode oder bis zum Datum der Auflösung der Gruppe verwendet werden 

kann. Nach Ablauf dieser Frist ist der nicht verwendete Teil des Beitrags an den Regionalrat 

zurückzuzahlen". 

  

10. Nach den erfolgten Überprüfungen und Untersuchungen der übermittelten ergänzenden 

Unterlagen sowie den in der Untersuchungsphase gelieferten Klarstellungen ist die Sektion 

demnach der Ansicht, dass die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 2018 (Zeitraum 1. 

Jänner 2018 – 20. November 2018) der Ratsfraktion „Die Freiheitlichen“ gegeben ist, wobei 

festgehalten werden muss, dass diese Kontrolle gerade aufgrund ihrer Eigenheiten nicht die 

Ordnungsmäßigkeit der kontrollierten Handlungen und Verhaltensweisen betrifft, die 

jedoch von den zuständigen Stellen noch kontrolliert werden können. 

 

Aus diesen Gründen 

 

erlässt 

der Rechnungshof, Kontrollsektion für Trentino-Südtirol, mit Sitz in Trient, unter 

Berücksichtigung der im Sachverhalt aufgezeigten Punkte seine endgültige Entscheidung, 

 

stellt 

die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung der Ratsfraktion der Region Trentino-Südtirol 

„Die Freiheitlichen“ für den Zeitraum 1. Jänner 2018 – 19. November 2018 fest, 

 

verfügt, 

dass das zuständige Amt dieser Kontrollsektion eine Kopie dieses Beschlusses zusammen mit 

der Rechnungslegung der Ratsfraktion „Die Freiheitlichen“, die integrierender Teil dieses 

Beschlusses ist, mittels zertifizierter Post an den Präsidenten des Regionalrates der 

Autonomen Region Trentino-Südtirol für die Veröffentlichung desselben auf der 

institutionellen Webseite des Regionalrates gemäß Artikel 1 Absatz 10 des Gesetzesdekretes 

Nr. 174/2012, umgewandelt in das Gesetz Nr. 213/2012, und Artikel 9 Absatz 4 der mit 

Beschluss Nr. 33/2013 genehmigten Verordnung des Regionalrats übermittelt 



 

und beauftragt 

das zuständige Amt dieser Kontrollsektion, diesen Beschluss im Sinne des DPR Nr. 574 vom 

15. Juli 1988 ins Deutsche übersetzen zu lassen.  

 

 

Entschieden in Trient in der nicht öffentlichen Sitzung vom 27. Februar 2019. 

 

 

Der berichterstattende Richter  

Massimo AGLIOCCHI 

 

 

 

Die Präsidentin 

Anna Maria Rita LENTINI 

  

 

 

 

Hinterlegt im Sekretariat 1.03.2019 

Die leitende Beamtin 

Anna Maria GUIDI 

 



cr_taas-05/03/2019-0000906-A - Allegato Utente 3 (A03)







cr_taas-06/03/2019-0000907-A



















cr_taas-06/03/2019-0000907-A - Allegato Utente 2 (A02)









cr_taas-06/03/2019-0000908-A































 

   1 

Beschluss Nr.  41/2019/FRG 

          

 

 

DER RECHNUNGSHOF 

REPUBLIK ITALIEN 

Kontrollsektion für die Region Trentino-Südtirol 

Sitz Trient 

 

Zusammengesetzt aus den Richtern: 

Anna Maria Rita LENTINI  Präsidentin 

Tullio FERRARI    Ratsmitglied 

Massimo AGLIOCCHI   Erster Referendar  

Alessia DI GREGORIO   Erste Referendarin (Berichterstatterin) 

 

 

Ratssitzung vom 27. Februar 2019 

    

Nach Einsicht  in die Artikel 81, 97, 100, 117 und 119 der Verfassung; 

Nach Einsicht in das DPR Nr. 670 vom 31. August 1972 betreffend die Genehmigung des 

Einheitstextes der Verfassungsgesetze, die das Sonderstatut für Trentino-Südtirol betreffen; 

Nach Einsicht in das DPR Nr. 305 vom 15. Juli 1988 mit seinen späteren Änderungen zur 

Einrichtung der Kontrollsektionen des Rechnungshofes von Trient und Bozen; 

Nach Einsicht in den Einheitstext der Gesetze über den Rechnungshof, genehmigt mit 

königlichem Dekret Nr. 1214 vom 12. Juli 1934 mit seinen späteren Änderungen; 

Nach Einsicht in das Gesetz Nr. 161 vom 21. März 1953; 

Nach Einsicht in das Gesetz Nr. 20 vom 14. Januar 1994; 

Nach Einsicht in den Beschluss der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes Nr. 14/2000 

vom 16. Juni 2000 mit seinen späteren Änderungen und Ergänzungen, mit dem die 

cr_taas-08/03/2019-0001007-A
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Verordnung über die Organisation der Kontrollfunktionen des Rechnungshofes genehmigt 

wurde; 

Nach Einsicht in das Gesetzesdekret Nr. 174 vom 10. Oktober 2012, das mit Änderungen in 

das Gesetz Nr. 213 vom 7. Dezember 2012 umgewandelt wurde; 

Nach Einsicht in das Dekret des Präsidenten des Ministerrates vom 21. Dezember 2012, 

veröffentlicht im Gesetzesanzeiger Nr. 28 vom 2. Februar 2013, mit dem die am 6. Dezember 

2012 von der Ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den 

Autonomen Provinzen Trient und Bozen genehmigten Leitlinien für die jährliche 

Rechnungslegung, die von den Regionalratsfraktionen nach Artikel 1 Absatz 9 des 

obengenannten Gesetzesdekrets Nr. 174 vom 10. Oktober 2012 genehmigt werden muss, 

festgelegt wurden;  

Nach Einsicht in den Beschluss der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes Nr. 14/2000 

vom 16. Juni 2000 mit seinen späteren Änderungen und Ergänzungen, mit dem die 

Verordnung über die Organisation der Kontrollfunktionen des Rechnungshofes genehmigt 

wurde; 

Nach Einsicht in das Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nr. 39 vom 6. März 2014 bezüglich 

der Absätze 9 - 12 des Artikels 1 des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012; 

Nach Einsicht in das Urteil der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes in gerichtlicher 

Instanz Nr. 59/2014/EL;  

Nach Einsicht in den Beschluss des Regionalrates der Autonomen Region Trentino-Südtirol 

Nr. 33/2013, mit dem Titel „Verordnung über die Leistungen zugunsten der Fraktionen des 

Regionalrates und diesbezügliche Rechnungslegung“, abgeändert durch den Beschluss Nr. 8 

vom 10. Dezember 2014; 

Nach Einsicht in die vom Präsidenten des Regionalrates der Autonomen Region Trentino-

Südtirol mit Schreiben vom 16. Jänner 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in den Beschluss dieser Kontrollsektion Nr. 23/2019/FRG vom 4. Februar 

2019, mit dem die Fraktionen um einige Aufklärungen zum Sachverhalt ersucht wurden;  

Nach Einsicht in die daraufhin vom Präsidenten des Regionalrats mit Schreiben vom 18. 

Februar 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in den weiteren Antrag auf Klärung, der mit Schreiben vom 21. Februar 2019 

übermittelt worden ist; 

Nach Einsicht in die daraufhin vom Präsidenten des Regionalrats mit Schreiben vom 26. 

Februar 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in die Verfügung Nr. 5/2019 vom 21. Februar 2019, mit der der Präsident der 

Kontrollsektion das Richterkollegium zur heutigen Sitzung einberufen hat; 
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Nach Anhörung der Berichterstatterin und ersten Referendarin, Frau Drin Alessia Di 

Gregorio 

 

PRÄMISSEN 

Der Präsident des Regionalrats hat mit Schreiben Prot. Nr. cr_taas-16/01/2019-0000198-P 

(eingegangen beim Rechnungshof Prot. Nr. 0000112-17/01/2019-SC_TN-U09-A) die 

Rechnungslegungen bezogen auf den Zeitraum 1. Jänner 2018 – 20. November 2018 sowie 

die dazugehörenden Unterlagen der Ratsfraktionen der XV. Legislaturperiode, unter 

anderem auch die der Fraktion “Südtiroler Freiheit“, übermittelt. 

Nach Prüfung der erhaltenen Unterlagen stellte diese Kontrollsektion mit Beschluss Nr. 

23/2019/FRG vom 4. Februar 2019 einige dokumentarische Mängel fest und hielt es für 

notwendig, Klarstellungen zu beantragen, wobei im Sinne des Artikels 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekretes Nr. 174/2012 als Termin für die Berichtigung der aus den vorläufigen 

Untersuchungen festgestellten Mängel bei den Rechnungslegungen der betroffenen 

Ratsfraktion der 18. Februar 2019 festgesetzt wurde.  

Innerhalb der gesetzten Frist hat der Präsident des Regionalrats mit Schreiben vom 18. 

Februar 2019 (Protokoll Nr. cr_taas-18/02/2019-0000695-P), das beim Rechnungshof mit 

Protokoll Nr. 284 am selben Tag eingegangen ist, für jede Ratsfraktion die angeforderten 

zusätzlichen und erläuternden Unterlagen übermittelt.  

Mit Schreiben vom 21. Februar 2019 wurden weitere Klarstellungen angefordert, um die 

Untersuchungen abschließen zu können. 

Am 26. Februar 2019 übermittelte der Präsident des Regionalrates die zusätzlich 

angeforderten Unterlagen. 

 

SACHVERHALT 

1. Die Regelung betreffend die Finanzierung der Regionalratsfraktionen der Autonomen 

Region Trentino - Südtirol ist in der genannten Verordnung des Regionalrates enthalten, die 

mit Beschluss des Regionalrates Nr. 33 vom 10. September 2013 genehmigt und später mit 

dem Beschluss Nr. 8 vom 10. Dezember 2014 abgeändert worden ist (in der Folge 

„Verordnung Nr. 33/2013“ genannt), und ist seit Beginn der XV. Legislaturperiode (22. 

November 2013) in Kraft. Diese Regelung fußt auf das Gesetzesdekret Nr. 174/2012, 

umgewandelt in das Gesetz Nr. 213/2012, insbesondere was den Artikel 1 Absätze 9, 10, 11 

und 12, so wie durch das Urteil des Verfassungsgerichts Nr. 39/2014 und das Gesetz Nr. 

116/2014 abgeändert, anbelangt.  



 

   4 

Aufgrund der in den Artikeln 1 und 9 Absatz 4 der besagten Verordnung des Regionalrats 

Nr. 33/2013 enthaltenen Übernahme des Gesetzesdekretes Nr. 174/2012, umgewandelt in 

das Gesetz Nr. 213/2012 (in der Folge Gesetzesdekret Nr. 174/2012 genannt), finden bei den 

Rechnungslegungen der Regionalratsfraktionen nun die Absätze 9, 10, 11 und 12 des 

Gesetzesdekretes 174/2012 Anwendung. Die vorgenannte Verordnung passt die Regelung 

des Regionalrates auf dem Sachgebiet der Leistungen zugunsten der Ratsfraktionen an die 

besagten Bestimmungen des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012 an, regelt die Zuweisung und 

Entrichtung der Beiträge, ermittelt die zulässigen Ausgaben - auch mit Bezug auf die 

spezifischen in der Anlage A zu dieser Verordnung enthaltenen Richtlinien - und die 

entsprechenden Buchhaltungsunterlagen und organisiert die nachfolgende 

Rechnungslegung und Übermittlung der betreffenden Dokumente an die regionale 

Kontrollsektion des Rechnungshofes.  

Gemäß Artikel 1 Absatz 9 des besagten Gesetzesdekrets 174/2012 genehmigt jede 

Ratsfraktion eine jährliche Rechnungslegung aufgrund der Richtlinien, die von der 

Ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den Autonomen 

Provinzen Trient und Bozen beschlossen und mit Dekret des Präsidenten des Ministerrates 

übernommen wurden, um die ordnungsgemäße Ermittlung der Gebarungsabläufe und der 

Buchführung sowie die ordnungsgemäße Erstellung der für die Rechnungslegung 

erforderlichen Unterlagen zu gewährleisten. Darüber hinaus regelt Artikel 1 Absätze 10, 11 

und 12 die Modalitäten für die Ausübung der externen Rechnungsprüfung durch den 

Rechnungshof.  

 

2. Es ist auch darauf hinzuweisen, dass die von der regionalen Kontrollsektion des 

Rechnungshofes durchgeführte Kontrolle über die Rechnungslegungen der Fraktionen der 

Regionalräte (und Autonomen Provinzen) in die Kategorie der „externen Kontrolle über die 

Ordnungsmäßigkeit der Buchführung" fällt und somit nicht das Ziel verfolgt, Sanktionen zu 

verhängen, sondern Rückerstattungen einzufordern (Artikel 1 Absatz 12 des 

Gesetzesdekretes Nr. 174/2012, wie durch das Urteil Nr. 39/2014 des Verfassungsgerichts 

abgeändert). Dadurch soll die ordnungsgemäße Gebarung des Haushaltes der Region 

gewährleistet werden; an diesen ist nämlich der Haushalt des Regionalrates geknüpft, aus 

dem die Mittelzuweisungen an die Ratsfraktionen (siehe Kontrollsektion Friaul Nr. 

64/2014) stammen. 

Die Rückerstattungspflicht stellt keine Sanktion für den Verstoß von Verhaltensweisen dar - 

für deren allfällige Untersuchung ein anderer Richter oder eine andere Instanz dieses 

Rechnungshofes zuständig ist -, sondern zielt darauf ab, den Bilanzausgleich zu 
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gewährleisten bzw. wieder herzustellen, wenn dieser durch Ausgaben beeinträchtigt 

wurde, die nicht im Zusammenhang mit den institutionellen Zielen der Fraktionen stehen.  

Der Beschluss dieses Rechnungshofes liefert dem Regionalrat darüber hinaus nützliche 

Hinweise für eine gesamtheitliche Einschätzung der Mittel, die den Ratsfraktionen für ihre 

Tätigkeit zu institutionellen Zwecken zugeteilt werden, was dazu beiträgt, dass die Höhe 

dieser Beiträge im Rahmen einer mehrjährigen finanziellen Planung genauer berechnet 

werden kann.  

In diesem Zusammenhang sei noch einmal darauf hingewiesen, dass der 

Verfassungsgerichtshof im Urteil Nr. 39/2014 neben der „Änderung“ des Artikels 1 Absätze 

9 bis 12 des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012 festgestellt hat, dass die von den zuständigen 

regionalen Kontrollsektionen des Rechnungshofes durchzuführende Kontrolle darin 

besteht, eine verbindliche Analyse durchzuführen, die nicht auf die Verwendung der 

Beträge eingeht, sondern die Zweckbestimmung der Ausgaben und deren 

Übereinstimmung mit den Ausgabenermächtigungen überprüft, wobei festgestellt wird, ob 

diese Ausgaben effektiv für institutionelle Zwecke getätigt wurden. Die politische 

Autonomie der Fraktionen, die von dieser Regelung betroffen sind und der entsprechenden 

Kontrolle unterliegen, wird damit keineswegs beeinträchtigt.  

Der Verfassungsgerichtshof hat demnach festgelegt, dass die in diesem Rahmen ausgeübte 

Funktion des Rechnungshofes in der Kontrolle über die Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegungen besteht, wobei er als Parameter die 

Übereinstimmung der Rechnungslegung mit dem in der Ständigen Konferenz für die 

Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den Autonomen Provinzen Trient und Bozen 

erstellten Muster verwendet hat und nicht auf die Ermessensfreiheit der Entscheidungen 

eingegangen ist, die die Ratsfraktionen im Rahmen ihres institutionellen Mandats völlig 

autonom treffen können.  

Mehrmals hat der Verfassungsgerichtshof bestätigt, dass mit Artikel 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekrets Nr. 174 von 2012 "die regionale Kontrollsektion die Aufgabe hat, ein Urteil über 

die Übereinstimmung der Rechnungslegung mit den Vorgaben des Artikels 1, und daher mit den in 

den Leitlinien enthaltenen [....] Kriterien abzugeben " (Urteile Nr. 104 von 2016, Nr. 130 von 

2014). Unter den genannten Kriterien zitiert Artikel 1 der Anlage A des DPMR vom 21. 

Dezember 2012 die "Zuverlässigkeit und Richtigkeit der Ausgaben", wobei "die Zuverlässigkeit 

die Übereinstimmung zwischen den in der Rechnungslegung angeführten Posten und den tatsächlich 

getätigten Ausgaben“(Absatz 2) und „die Richtigkeit die Übereinstimmung der getätigten 

Ausgaben mit den gesetzlich vorgesehenen Zwecken“ (Absatz 3) ist, mit der weiteren 



 

   6 

Klarstellung, dass "alle Ausgaben ausdrücklich für die institutionellen Tätigkeit der Fraktion 

getätigt werden müssen " (Absatz 3 Buchst. a).  

In den nachfolgenden Urteilen Nr. 130/2014, Nr. 263/2014, Nr. 104/2016 und zuletzt Nr. 

260/2016 hat der Verfassungsgerichtshof diese Grundsätze erneut bekräftigt. Dabei wurde 

noch einmal hervorgehoben, dass die besagte Kontrolle keine meritorische Überprüfung der 

Entscheidungen, die in der politischen Autonomie der Fraktionen liegen, vorsieht. Dies 

schließt jedoch nicht eine Überprüfung aus, ob die von den Fraktionen getätigten Ausgaben 

den institutionellen Zwecken entsprechen und ob sie nach dem allgemeinen, vom 

Rechnungshof bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegungen immer 

verfolgten Grundsatz der Übereinstimmung der Buchführung mit den gesetzlich 

vorgesehenen Zwecken vorgenommen wurden.  

Schließlich sei im Hinblick auf die von den regionalen Kontrollsektionen dieses 

Rechnungshofes ausgeübte Kontrolle auch auf die umfassende Rechtsprechung der 

Vereinigten Sektionen, die sich mit den von den Regionalratsfraktionen eingelegten 

Rekursen beschäftigt haben, verwiesen (vgl. Entscheidungen der Vereinigten Sektionen in 

besonderer Zusammensetzung Nr. 29/2014, 40/2014, 41/2014, 42/2014, 43/2014, 45/2014, 

das bereits zitierte Urteil Nr. 59/2014 und die jüngsten Urteile Nr. 1, 5, 39, 43 und 

61/2015/EL sowie Nr. 15, 20, 22 und 24/2016/EL).  

 

3. Was die juridische Natur der Regionalratsfraktionen betrifft, so wurde bereits darauf 

verwiesen, dass die Rechtsprechung keine einstimmige Lösung gefunden hat (siehe 

Beschluss Nr. 5/2017/FRG dieser Kontrollsektion). 

Der Verfassungsgerichtshof hat festgestellt, dass die Ratsfraktionen - als Projektion der 

politischer Parteien in den gewählten Versammlungen - Organe des Regionalrates sind, und 

hervorgehoben, dass sie wesentlich zur Funktionstätigkeit des Gesetzgebungsorgans 

beitragen und letztendlich Ämter darstellen, die für die Bildung der internen Organe des 

Regionalrates notwendig und wesentlich sind (Urteile des Verfassungsgerichtshofs Nr. 

1130/1988, Nr. 187/1990 und Nr. 39/2014). Ähnliche Überlegungen wurden auch von den 

Vereinigten Zivilsektionen des Kassationsgerichtshofs im Urteil Nr. 609/1999 angestellt. 

Der Strafgerichtshof hat hingegen hervorgehoben, dass die Ratsfraktionen eine komplexe 

und vielfältige Realität darstellen, in der öffentliche und private Aspekte miteinander 

verflochten sind, und bestätigt, dass das Problem ihrer rechtlichen Stellung in Lehre und 

Rechtsprechung seit langem diskutiert wird, ohne jedoch endgültig und einheitlich gelöst 

worden zu sein (Urteil des Strafgerichts Nr. 49976/2012). 
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Der Staatsrat (Sektion V, Urteil Nr. 8145/2010) hat auch darauf hingewiesen, dass "die 

Ratsfraktionen im Allgemeinen kein Segment einer politischen Partei darstellen, die sie vertreten, 

sondern eine eigene institutionelle Beschaffenheit im Rahmen des Aufbaus des Regionalrates 

besitzen“. 

Wenn es auf einer Seite stimmt, dass die Regionalratsfraktionen im Allgemeinen ihre 

privatistische Form von der politischen Partei ableiten, von der sie abstammen (mit 

Ausnahme der Gemischten Fraktion, die klarerweise nicht nur eine einzige Partei vertritt), 

ist es aber ebenso klar, dass sie zweifelsohne Tätigkeiten und Funktionen öffentlicher Natur 

ausüben, wenn sie an der Tätigkeit des Regionalrats und an den Gesetzgebungsverfahren 

teilnehmen. 

 

4. Bei den Ausgaben für die Tätigkeit der Fraktionen zählen die oben genannten Richtlinien 

des genannten DPMR (Artikel 1 Absätze 4, 5 und 6 der Anlage A) die beitragsfähigen 

Ausgaben und diejenigen auf, die von der Beitragsleistung des Regionalrates 

ausgeschlossen sind. Diese Regelung wurde auf lokaler Ebene durch die oben genannte 

Verordnung Nr. 33/2013 und deren Anlage B eingeführt, die das Buchhaltungsmuster 

enthält. Im Besonderen weist Artikel 3 der Verordnung darauf hin, dass die 

Zweckbestimmung der Beiträge des Regionalrats zur Verwirklichung der institutionellen 

Ziele der Fraktion im Hinblick auf die Tätigkeit des Regionalrates eingehalten werden muss 

(….“Mittel aus dem Haushalt des Regionalrats, die…ausschließlich für institutionelle Zwecke, 

Studien-, Publikations- und Kommunikationstätigkeiten verwendet werden dürfen”).  

Hinsichtlich der Ausgaben für das Personal, das von den Ratsfraktionen eingestellt wird, 

findet Artikel 4 der oben genannten Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 

Anwendung. 

 

5. Vor diesem Hintergrund nimmt die Kontrollsektion zur Kenntnis, dass die Kontrolle der 

Rechnungslegung 2018 der regionalen Ratsfraktion „Südtiroler Freiheit“ - so wie in den 

Vorjahren auch - dieses Jahr nach den Kriterien des Artikels 1 der Anlage "A" des besagten 

DPMR vom 21. Dezember 2012 erfolgt ist. Wie bereits erwähnt, besagt diese Bestimmung, 

dass jede in der Rechnungslegung angegebene Ausgabe den Kriterien der "Zuverlässigkeit" 

und "Richtigkeit" entsprechen muss, also der Übereinstimmung zwischen den in der 

Rechnungslegung angegebenen Posten und den tatsächlich getätigten Ausgaben 

("Zuverlässigkeit") sowie der Kohärenz der getätigten Ausgaben mit den gesetzlich 

vorgesehenen Zwecken aufgrund einer Reihe von Grundsätzen, die in der Bestimmung 

selbst enthalten sind ("Richtigkeit"). 
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Die Richtlinien im DPMR sind daher ein wesentlicher Parameter für die Kontrolle der 

Rechnungslegung der Ratsfraktionen, da die darin enthaltenen Bestimmungen dem 

dreifachen Ziel entsprechen, die Gebarungsvorgänge zu überprüfen, die ordnungsgemäße 

Führung der Buchhaltung festzustellen und die Ausgabenbelege korrekt und genau zu 

erfassen.  

Die Kontrolle durch die Kontrollsektion konzentrierte sich auch, sowohl bei den Ausgaben 

für die Tätigkeit der Fraktion als auch bei den Ausgaben für die Personalkosten, auf die 

genaue Einhaltung der in der Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 enthaltenen 

Bestimmungen. 

Die Umsetzung dieser Kriterien und die Kontrolle erfolgte bereits mit dem Beschluss dieser 

Sektion Nr. 11/2014/FRG, wie von den Vereinigten Sektionen dieses Gerichtshofes in 

besonderer Zusammensetzung im Urteil Nr. 59/2014/EL vom 5. November 2014 bestätigt, 

auf den daher auch in diesem Kontrollverfahren Bezug genommen wird. 

 

6. Konkret wurde die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen, die korrekte Verbuchung 

der einzelnen Ausgabenposten auch unter Berücksichtigung der Bestimmungen der 

internen Regelungen, die angemessene Darstellung der Verwaltungsvorgänge in der 

Rechnungslegung sowie die Abstimmung der Kassenbestände zwischen den einzelnen 

Finanzjahren geprüft.  

Anschließend wurde die Übereinstimmung und Kohärenz der einzelnen Ausgaben mit der 

institutionellen Tätigkeit geprüft und die nachstehend angeführten Bemerkungen geäußert. 

Insbesondere wurden die Umstände, Anlässe und Zwecke, die zu den einzelnen 

buchhalterischen Ausgaben geführt haben, untersucht, um den wesentlichen 

zweckgerichteten Zusammenhang zwischen den in der Rechnungslegung angeführten 

Ausgaben und der institutionellen Tätigkeit der Fraktion zu ermitteln.  

In Bezug auf die Ausgaben für das Personal wurde schließlich die Einhaltung der in der 

Verordnung des Regionalrats Nr. 33/2013 enthaltenen Bestimmungen überprüft. 

 

7. In Anbetracht der Tatsache, dass am 4. März 2018 und 21. Oktober 2018 jeweils 

Parlamentswahlen und Landtagswahlen in der Autonomen Provinz Bozen und Trient 

stattgefunden haben (wobei nicht zu vergessen ist, dass die Landtagsmitglieder von Trient 

und Bozen gemäß Artikel 25 Absatz 1 des Sonderstatuts rechtmäßig auch 

Regionalratsmitglieder sind), ist auch die Einhaltung des Artikels 1 Absatz 3 Buchstabe c) 

der Anlage A) zum DPMR vom 21. Dezember 2012, auf den sich auch Artikel 3 Absatz 1 der 

Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 bezieht, festgestellt worden. Dieser besagt, dass 
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"die Fraktionen keine Beziehungen entgeltlicher Zusammenarbeit mit Abgeordneten des italienischen 

oder europäischen Parlaments, der Regionalräte anderer Regionen und Kandidaten von Gemeinde-, 

Landtags- und Parlamentswahlen unterhalten bzw. Zuschüsse jeglicher Art an diese auszahlen 

dürfen. Bei letzteren gilt die Einschränkung gemäß den geltenden Bestimmungen für die Wahlzeit bis 

zur Bekanntgabe der Wahl.“  

 

8. Außerdem wurde die Rückgabe der langlebigen Gebrauchsgüter, die von der Fraktion 

angekauft und ins Inventar der zugewiesenen Güter aufgenommen worden waren, 

festgestellt.  

 

9. Der Vorsitzende der Ratsfraktion hat auch nachgewiesen, dass die Summe in Höhe von 

Euro 18.199,40 an die Ratsfraktion zurückbezahlt worden ist (Überweisung vom. 28. Mai 

2018), wie von der Kontrollsektion mit Beschluss Nr. 32/2018/FRG (betreffend die 

Rechnungslegung 2017) verfügt. Er hat weiters nachgewiesen, dass der nicht verwendete 

Betrag des "abschließenden Kassabestandes für laufende Ausgaben" gemäß Artikel 8 Absatz 

6 der Verordnung des Regionalrats Nr. 33/2013 an den Regionalrat zurückgezahlt worden 

ist.  

 

10. Nach den durchgeführten Kontrollen und Prüfung der vorgelegten zusätzlichen Unterlagen 

sowie der in der Untersuchungsphase vorgenommenen Klarstellungen ist die Sektion zur 

Ansicht gelangt, dass die in der Voruntersuchung aufgezeigten Mängel (Beschluss Nr. 

23/2019/FRG) hinsichtlich der Ausgaben für institutionelle Mitteilungen, die ab dem 22. 

August 2018 getätigt wurden (Datum der Veröffentlichung im Amtsblatt der Autonomen 

Region Trentino-Südtirol, außerordentliches Beiblatt Nr. 1 zum Amtsblatt Nr. 33/All. Sekt., 

der Dekrete des Präsidenten der Autonomen Provinz Bozen und der Autonomen Provinz 

Trient zur Ausschreibung der Wahlen) nicht behoben worden sind.  

Zunächst sei darauf hingewiesen, dass das Gesetz Nr. 28 vom 22. Februar 2000 betreffend 

„Bestimmungen über den gleichberechtigen Zugang zu Informationsmitteln und politischer 

Berichterstattung über Wahlen und Referenden“ bei Artikel 9 „Regelung der institutionellen 

Kommunikation und der Informationspflichten“ vorsieht, dass "allen öffentlichen 

Verwaltungen von der Wahlkundmachung bis zum Abschluss der Wahlvorgänge die Ausübung von 

Kommunikationstätigkeiten untersagt ist, mit Ausnahme derjenigen, die in unpersönlicher Form 

durchgeführt werden und für die wirkungsvolle Abwicklung ihrer Funktionen unerlässlich sind". 

Die Einhaltung des Verbots von Kommunikationstätigkeiten im Vorfeld der Wahlen wird 

somit zu einem Parameter für die Richtigkeit und Kohärenz der Ausgaben der 
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Regionalratsfraktionen, wie im Anhang zum DPMR vom 21/12/2012 „Umsetzung der 

Leitlinien für die von den Regionalratsfraktionen genehmigten Rechnungslegungen gemäß 

Artikel 1 Absatz 9 des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012" ausdrücklich hervorgehoben. Darin 

wird in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe d) Folgendes besagt: "Die Richtigkeit bezieht sich auf die 

Übereinstimmung der Ausgaben mit den vom Gesetz vorgesehenen Zielsetzungen und fußt auf 

folgenden Grundsätzen: (omissis) d) im Zeitraum vor den Wahlen, in dem ein entsprechendes Verbot 

nach den gesamtstaatlichen Par-Condicio-Bestimmungen gilt, sind Ausgaben für institutionelle 

Mitteilungen nicht zulässig.“ 

Die oben genannten Leitlinien wurden vom Regionalrat der Autonomen Region Trentino - 

Südtirol zur Anwendung gebracht, wie in der Verordnung Nr. 33/2013 des Regionalrates 

und insbesondere in Artikel 3 festgelegt, wonach "zur Abwicklung ihrer Funktionen das 

Präsidium den Fraktionen des Regionalrates finanzielle Mittel aus dem Haushalt zusichert, die nach 

den Richtlinien für die jährliche Rechnungslegung, die mit Beschluss der Ständigen Konferenz für 

die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den Autonomen Provinzen Trient und Bozen vom 6. 

Dezember 2012 genehmigt wurden und in das Dekret des Ministerpräsidenten vom 21. Dezember 

2012, veröffentlicht im Amtsblatt der Republik Nr. 28 vom 2. Februar 2013 (Anlage A) eingeflossen 

sind, ausschließlich für institutionelle Zwecke, Studien-, Publikations- und 

Kommunikationstätigkeiten verwendet werden dürfen.“ 

 

11. Es soll vorab kurz auf die Regelung der politischen Berichterstattung während des 

Wahlkampfes eingegangen werden, um die zulässigen Tätigkeiten der Fraktionen der 

gesetzgebenden Organe und, in diesem Fall, des Regionalrats genau festzulegen. 

Da der Zeitraum, der für dieses Verbot gilt, genau eingegrenzt ist, (ab dem Zeitpunkt der 

Ausschreibung der Wahlen), ist es notwendig, drei Aspekte eingehend zu untersuchen: die 

Ratio der Regelung, den subjektiven Rahmen (in Bezug auf diejenigen, für die das Verbot 

gilt) und den objektiven Rahmen des Verbots (Begriff der untersagten 

Kommunikationstätigkeit). 

Aus logischen Gründen ist es notwendig, zunächst die Adressaten des Verbots der 

institutionellen Kommunikation vor den Wahlen genau zu definieren. 

In diesem Zusammenhang ist es - abgesehen von den Überlegungen über die 

hermeneutische Auslegung des substantiellen und nicht nur formellen Begriffs der 

öffentlichen Verwaltung und Rechtsnatur der Ratsfraktionen und ihrer Regelung im Falle 

einer Einschränkung der Zweckbestimmung öffentlicher Beiträge für institutionelle Zwecke 

- somit notwendig, jeden Zweifel an der Anwendbarkeit der Regelung über das 

Kommunikationsverbot auch auf die Regionalratsfraktionen auszuräumen. 
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Wie bereits erwähnt, wird mit den im DPMR vom 21. Dezember 2012 enthaltenen Leitlinien, 

auf die wiederum in Artikel 3 der Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 ausdrücklich 

Bezug genommen wird, das Verbot - klar und unmissverständlich - auch auf die 

Regionalratsfraktionen ausgedehnt, denen es untersagt ist „im Zeitraum vor den Wahlen, in 

dem ein entsprechendes Verbot nach den Par-Condicio-Bestimmungen gilt, Ausgaben für 

institutionelle Mitteilungen zu tätigen“ (Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c), Anhang A der Leitlinien).  

Daher wird die Erklärung der Ratsfraktion „Südtiroler Freiheit“, dass die Ratsfraktionen 

nicht den öffentlichen Verwaltungen gleichgestellt werden, zurückgewiesen. Die 

Ratsfraktion begründete dies mit einem beigelegten Schreiben (ohne Datum und Protokoll) 

des Landesbeirates für Kommunikationswesen der Autonomen Provinz Bozen mit dem 

Betreff "Einige Klarstellungen zur par condicio", wonach "die Fraktionen in einem 

gesetzgebenden Organ (in unserem Fall Landtag und Regionalrat) nicht als öffentliche Verwaltung 

gelten und deshalb nicht den "Par-Condicio-Vorschriften“ unterliegen“.  

Gemäß der Hierarchie der Quellen kann ein Rundschreiben keineswegs eine Bestimmung 

aufheben, die in einem DPMR und in einer Verordnung eines Regionalrates enthalten ist. 

Dieses Schreiben steht zudem im Widerspruch zu einem anderen Rundschreiben des 

Südtiroler Landtages Prot. Nr. LTG_0003806 vom 1. August 2018, in dem es heißt: 

"Parlamentarische Fraktionen werden ausdrücklich nicht zur öffentlichen Verwaltung gezählt und 

sind vom Par-Condicio-Gesetz an sich nicht betroffen. Allerdings gilt das nur, solange sie nicht 

Ressourcen der Verwaltung für ihre Kommunikation verwenden“. 

Und genau das ist der entscheidende Punkt. 

Die Ratsfraktion kann in der "sensiblen" Zeit zwar politische Kommunikationstätigkeiten 

durchführen, aber sie kann dafür keine öffentlichen Gelder und somit auch nicht teilweise 

die vom Regionalrat ausbezahlten Beiträge verwenden. Es muss daher eine klare 

Unterscheidung zwischen den hierfür eingesetzten Ressourcen, Mitteln und dem Personal 

geben. 

Der Sinn dieser Regelung ist einleuchtend, wenn man die Ratio der staatlichen und der für 

die Ratsfraktionen festgelegten Bestimmungen untersucht. 

Das Ziel war es nämlich zu vermeiden, dass die öffentlichen Verwaltungen oder Fraktionen, 

die öffentliche Beiträge für die Ausübung einer bedeutenden politisch-institutionellen 

Tätigkeit erhalten, „zu Wahlzwecken eine suggestive Berichterstattung über die Verwaltung und 

ihre Organe liefern können“ (wie wörtlich im Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 502 aus 

dem Jahr 2000 in Bezug auf Artikel 9 des Gesetzes Nr. 28/2000 festgehalten). Die 

Kommunikationstätigkeit, die von der Verwaltung oder der Ratsfraktion in diesem 

"sensiblen" Zeitraum durchgeführt wird, würde sich mit der Propagandatätigkeit der Listen 
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und Kandidaten überschneiden, was zu einer parallelen Form des Wahlkampfes führen 

würde, der sich jeglicher Regelung entzieht. 

Dieser Disziplin liegt die klare Notwendigkeit zugrunde, zu verhindern, dass die 

amtierenden Politiker gegenüber den neuen Kandidaten Wahlvorteile haben und diese 

aufgrund der unzähligen Möglichkeiten in Bezug auf Kommunikation, Sichtbarkeit, 

Ressourcen und öffentliche Gelder, über die sie ausschließlich und kostenlos verfügen, 

konsolidieren können. 

In der italienischen Wahlgesetzgebung wird die Gleichbehandlung aller 

konkurrierenden Subjekte ausdrücklich anerkannt, wie vom Verfassungsgericht bereits 

1964 mit dem Urteil Nr. 48 festgelegt, um "in einem der wichtigsten Momente für die 

Ausübung der Demokratie" (Verfassungsgerichtshof, oben genanntes Urteil) die 

Authentizität und damit die effektive Entscheidungsfreiheit der Wähler zu 

gewährleisten. 

Nach dieser Klärung über den subjektiven Rahmen der Bestimmung und ihrer Ratio ist 

es notwendig, den Begriff "institutionelle Mitteilungen" zu definieren, die von Artikel 1 

Absatz 3 Buchstabe d) Anhang A) der Leitlinien und durch Artikel 9 des Gesetzes Nr. 

28/2000 verboten werden. Ein Ausgangspunkt könnte die weit gefasste Definition in 

Artikel 1 Absatz 1 Punkt 4) des Gesetzes Nr. 150 vom 7. Juni 2000 über "Regeln für die 

Informations- und Kommunikationstätigkeiten der öffentlichen Verwaltungen" sein, 

wonach "als institutionelle Informations- und Kommunikationstätigkeiten solche betrachtet 

werden, die auf Folgendes abzielen: 

a) Information an die Medien über die Presse, audiovisuelle und telematische Instrumente; 

b) externe Kommunikation, die sich an Bürger, an die Gemeinschaft und an andere 

Körperschaften richtet und mit jeglichen technischen und organisatorischen Mitteln erfolgt; 

c) die interne Kommunikation, die innerhalb jeder Körperschaft durchgeführt wird". 

Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass die Bestimmung laut der angeführten 

Anlage A) betreffend die Ratsfraktionen restriktiver ausgelegt ist als die staatliche 

Bestimmung, da die Ausgaben für institutionelle Mitteilungen tout court verboten 

werden und auf die staatlichen Bestimmungen auf dem Sachgebiet der Par-Condicio 

lediglich für die Festsetzung des Zeitraums verwiesen wird, in dem genanntes Verbot 

gilt. Somit ist in den Bestimmungen des DPMR die Regelung laut Artikel 9, sprich jenes 

Teils nicht übernommen worden, laut dem eine „unpersönliche und für eine wirkungsvolle 

Abwicklung der eigenen Aufgaben unerlässliche Öffentlichkeitsarbeit ausdrücklich erlaubt ist.“ 

Aufgrund der bisher angeführten Gründe steht jedoch auf jeden Fall fest, dass zu den 

nicht zulässigen institutionellen Mitteilungen jene zählen, deren wesentliche Zielsetzung 



 

   13 

darin besteht,  das politische Image oder die institutionelle Tätigkeit der Fraktion zu 

fördern und somit im Rahmen einer bestimmten Wahlmöglichkeit ein positives 

Erscheinungsbild hervorzurufen. Es handelt sich hierbei um die so genannte 

“Imagekommunikation”, die im Unterschied zu einer allgemeinen Kommunikation, 

deren Wesensmerkmal die Nützlichkeit im Zusammenhang mit den Interessen der 

Adressaten ist, darauf abzielt, der Fraktion, die diese betreibt, einen Vorteil, auch was 

deren politisches Image anbelangt, zu bescheren (cfr. Sezione Campania, delibera n. 

62/2016/FRG). 

 

12. Die Ratsfraktion hat - so wie aus den von der Ratsfraktion vorgelegten Unterlagen klar 

hervorgeht - in der Vorwahlzeit Ausgaben für Mitteilungen über die eigene Tätigkeit 

vorgenommen, die die Kontrollsektion für unrechtmäßig erachtet, das sie dem 

Grundsatz der Richtigkeit, der vom gesamtstaatlichen und regionalen Gesetzgeber 

eingefordert wird, widersprechen.  

Bei den betroffenen Ausgaben im Ausmaß von insgesamt 15.143,51 Euro, die in einem 

Zeitraum von 55 Tagen getätigt worden sind, handelt es sich um folgende: 

1) Interbrenner AG - Rechnung Nr. 458 vom 24.8.2018   Euro 201,30 

2) der Vinschger – Rechnung Nr. 1265 vom 29.8.2018    Euro 2.196,00 

3) effekt! – Rechnung Nr. 1575 vom 30.8.2018     Euro 244,26 

4) Athesia Medien – Rechnung Nr. 20715 vom 17.9.2018   Euro 5.241,12 

5) effekt! – Rechnung Nr. 1748 vom 19.9.2018     Euro 5.086,85 

6) Stadtbühne Sterzing – Rechnung Nr. 52 vom 27.9.2018   Euro 97,60 

7) Athesia Medien – Rechnung Nr. 23181 vom 11.10.2018   Euro 1.933,64 

8) Gemeinde Vahrn – Rechnung Nr. 171 vom 18.10.2018   Euro 142,74. 

Die hier beanstandeten Ausgaben sind in der Zeit ab dem 22. August 2018 getätigt 

worden sind, dem Tag der Ausschreibung der Wahlen, der zudem mit dem Tag der 

Veröffentlichung der Dekrete der Landeshauptleute von Südtirol und Trient über die 

Ausschreibung der Wahlen im Amtsblatt der Region Trentino-Südtirol übereinstimmt. 

Es handelt sich – so wie aus den vorgelegten Unterlagen hervorgeht - um Beträge, die 

dem Fonds für die Arbeitsabwicklung der Ratsfraktion „Südtiroler Freiheit“ entnommen 

worden sind und für die Bezahlung – so wie Ratsfraktion erklärt hat – der  Gebühr für 

die Anmietung eines Saales für die Abhaltung eines Informationsabends für die 

Bevölkerung zu den der Ratsfraktion am Herzen liegenden Themen und um über die 

von der regionalen Ratsfraktion durchgeführten Initiativen zu berichten (Ausgaben sub 

1, 6, 8) oder für die Erstellung von Broschüren, Plakaten, oder die Ankündigung von 
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Veranstaltungen der Fraktion (Informationsveranstaltungen, Informations- und 

Diskussionsabend) verwendet worden sind, und zwar stets mit dem Ziel, die Bevölkerung 

über die von der regionalen Ratsfraktion durchgeführten Tätigkeit zu informieren. 

(Ausgaben sub 2, 3, 4, 5, 7). 

So steht zum Beispiel in den Unterlagen betreffend die Rechnung sub 4 (in Höhe von 

5.241,12), dass diese Ausgabe für die Anzeige “Transit-Terror: Wir ziehen die Notbremse!“ 

im Anzeigenteil Eisacktal in der Tageszeitung Dolomiten vom 24.09.2018 […] getätigt wurde. 

Bei dieser Ausgabe handelt es sich um die Ankündigung einer Informationsveranstaltung der 

Regionalratsfraktion, bei der die Bevölkerung über die Problematik der zunehmenden 

Transitbelastung informiert wurde sowie die Initiativen der Regionalratsfraktion im Regionalrat 

vorgestellt wurden”. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Fraktion die Verwendung 

der heute beanstandeten Beträge für institutionelle Mitteilungen zwar nicht in Frage 

gestellt hat, da sie in den dieser Sektion übermittelten Unterlagen erklärt hat, dass es sich 

um Ausgaben für Informationen an die Bevölkerung über die von der Fraktion 

ausgeübte Tätigkeit handelt, sich jedoch – in Beantwortung auf den im Beschluss Nr. 

23/2019/FRG enthaltenen Antrag auf Klarstellung - darauf beschränkt hat, zu 

behaupten, dass die Ratsfraktionen nicht den Bestimmungen über die Par-Condicio 

unterliegen. 

Somit wird die Ansicht vertreten, dass die genannten Ausgaben institutionelle 

Mitteilungen betreffen, die an die Bürger ergangen und somit nach außen gerichtet sind 

(es handelt sich um Informationsveranstaltungen der Ratsfraktion „Südtiroler Freiheit“ 

mit dem Logo der Fraktion selbst), um die von der Fraktion geleistete Arbeit zu 

erläutern, wobei diese zu Wahl- und Propagandazwecken erfolgt ist, wobei hierfür 

öffentliche Geldmittel mit einer deutlichen Abweichung vom Zweck, für den die Beiträge 

an die Ratsfraktionen ausbezahlt werden, verwendet worden sind, mit der sich daraus 

ergebenden Verzerrung der Chancengleichheit der Kandidaten. 

Im vorliegenden Fall sind laut Ansicht des Rechnungshofes alle Voraussetzungen – 

zeitlicher, subjektiver und objektiver Natur – dafür gegeben, dass das Verbot laut Artikel 

1 Absatz 3 Buchstabe d) der Anlage A) der mit DPMR vom 21. Dezember 2012 

genehmigten Leitlinien greift.  

Aus diesem Grund wird die Ordnungswidrigkeit der Rechnungslegung 2018 der 

Ratsfraktion „Südtiroler Freiheit“ mit Bezug auf die Ausgaben für institutionelle 

Mitteilungen im Zeitraum vor den Wahlen für die Erneuerung des Südtiroler und des 

Trentiner Landtages und demnach des Regionalrates der autonomen Region Trentino-
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Südtirol im Ausmaß von 15.143,51 Euro beschlossen, wobei festgehalten werden muss, 

dass diese Kontrolle gerade aufgrund ihrer Eigenheiten nicht die Ordnungsmäßigkeit der 

kontrollierten Handlungen und Verhaltensweisen betrifft, die jedoch von den 

zuständigen Stellen noch kontrolliert werden können. 

 

13. Zuletzt sei noch darauf hingewiesen, dass die Rechnungslegung der Faktion mit 

folgender Präzisierung versehen werden muss: "Neu überarbeitete Rechnungslegung 

aufgrund des Beschlusses des Rechnungshofs der Kontrollsektion Trient Nr. 23/2019/FRG“. 

 

Aus diesen Gründen 

 

erlässt 

der Rechnungshof, Kontrollsektion für Trentino-Südtirol, mit Sitz in Trient, seine endgültige 

Entscheidung und 

 

stellt 

– beschränkt auf den im einführenden Teil präzisierten Bereich - die Ordnungswidrigkeit der 

Rechnungslegung der Ratsfraktion der Region Trentino-Südtirol „Südtiroler Freiheit“ für 

den Zeitraum 1. Jänner 2018 – 19. November 2018 fest; 

 

verfügt, 

dass das zuständige Amt dieser Sektion eine Kopie dieses Beschlusses zusammen mit der 

Rechnungslegung der Ratsfraktion „Südtiroler Freiheit“, die integrierender Teil dieses 

Beschlusses ist, mittels zertifizierter Post an den Präsidenten des Regionalrates der 

Autonomen Region Trentino-Südtirol für die laut Artikel 1 Absatz 11 des Gesetzesdekretes 

Nr. 174/2012, umgewandelt in das Gesetz Nr. 213/2012, so wie mit dem Urteil des 

Verfassungsgerichtshofes Nr. 39/2004 abgeändert, und laut Artikel 9 Absatz 4 der mit 

Beschluss Nr. 33/2013 genehmigten Verordnung des Regionalrats vorgesehenen 

Obliegenheiten, einschließlich der Veröffentlichung desselben auf der institutionellen 

Webseite des Regionalrates, und an den regionalen Staatsanwaltschaft des Rechnungshofes 

für die jeweilige Zuständigkeit übermittelt. 

 

beauftragt 

das zuständige Amt dieser Kontrollsektion, diesen Beschluss im Sinne des DPR Nr. 574 vom 

15. Juli 1988 ins Deutsche übersetzen zu lassen.  
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Der Präsident des Regionalrats wird diese Kontrollsektion über die von der Fraktion 

"Südtiroler Freiheit" vorgenommene Rückerstattung der beanstandeten Beträge mittels 

Zusendung einer Kopie des Inkassobelegs informieren. 

 

Entschieden in Trient in der nicht öffentlichen Sitzung vom 27. Februar 2019. 

 

 

Die berichterstattende Richterin  

Alessia DI GREGORIO 

 

 

 

Die Präsidentin 

Anna Maria Rita LENTINI 

  

 

 

Hinterlegt im Sekretariat 1.03.2019 

Die leitende Beamtin 

Anna Maria GUIDI 
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Beschluss Nr.  42/2019/FRG 

          

 

DER RECHNUNGSHOF 

REPUBLIK ITALIEN 

Kontrollsektion für die Region Trentino-Südtirol 

Sitz Trient 

 

Zusammengesetzt aus den Richtern: 

Anna Maria Rita LENTINI  Präsidentin 

Tullio FERRARI    Ratsmitglied 

Massimo AGLIOCCHI   Erster Referendar  

Alessia DI GREGORIO   Erste Referendarin (Berichterstatterin) 

 

 

Ratssitzung vom 27. Februar 2019 

    

Nach Einsicht  in die Artikel 81, 97, 100, 117 und 119 der Verfassung; 

Nach Einsicht in das DPR Nr. 670 vom 31. August 1972 betreffend die Genehmigung des 

Einheitstextes der Verfassungsgesetze, die das Sonderstatut für Trentino-Südtirol betreffen; 

Nach Einsicht in das DPR Nr. 305 vom 15. Juli 1988 mit seinen späteren Änderungen zur 

Einrichtung der Kontrollsektionen des Rechnungshofes von Trient und Bozen; 

Nach Einsicht in den Einheitstext der Gesetze über den Rechnungshof, genehmigt mit 

königlichem Dekret Nr. 1214 vom 12. Juli 1934 mit seinen späteren Änderungen; 

Nach Einsicht in das Gesetz Nr. 161 vom 21. März 1953; 

Nach Einsicht in das Gesetz Nr. 20 vom 14. Januar 1994; 

Nach Einsicht in das Gesetzesdekret Nr. 174 vom 10. Oktober 2012, das mit Änderungen in 

das Gesetz Nr. 213 vom 7. Dezember 2012 umgewandelt wurde; 

Nach Einsicht in das Dekret des Präsidenten des Ministerrates vom 21. Dezember 2012, 

cr_taas-08/03/2019-0001008-A
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veröffentlicht im Gesetzesanzeiger Nr. 28 vom 2. Februar 2013, mit dem die am 6. Dezember 

2012 von der Ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den 

Autonomen Provinzen Trient und Bozen genehmigten Leitlinien für die jährliche 

Rechnungslegung, die von den Regionalratsfraktionen nach Artikel 1 Absatz 9 des 

obengenannten Gesetzesdekrets Nr. 174 vom 10. Oktober 2012 genehmigt werden muss, 

festgelegt wurden;  

Nach Einsicht in den Beschluss der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes Nr. 14/2000 

vom 16. Juni 2000 mit seinen späteren Änderungen und Ergänzungen, mit dem die 

Verordnung über die Organisation der Kontrollfunktionen des Rechnungshofes genehmigt 

wurde; 

Nach Einsicht in das Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nr. 39 vom 6. März 2014 bezüglich 

der Absätze 9 - 12 des Artikels 1 des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012; 

Nach Einsicht in das Urteil der Vereinigten Sektionen des Rechnungshofes in gerichtlicher 

Instanz Nr. 59/2014/EL;  

Nach Einsicht in den Beschluss des Regionalrates der Autonomen Region Trentino-Südtirol 

Nr. 33/2013, mit dem Titel „Verordnung über die Leistungen zugunsten der Fraktionen des 

Regionalrates und diesbezügliche Rechnungslegung“, abgeändert durch den Beschluss Nr. 8 

vom 10. Dezember 2014; 

Nach Einsicht in die vom Präsidenten des Regionalrates der Autonomen Region Trentino-

Südtirol mit Schreiben vom 16. Jänner 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in den Beschluss dieser Kontrollsektion Nr. 23/2019/FRG vom 4. Februar 

2019, mit dem die Fraktionen um einige Aufklärungen zum Sachverhalt ersucht wurden;  

Nach Einsicht in die daraufhin vom Präsidenten des Regionalrats mit Schreiben vom 18. 

Februar 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in den weiteren Antrag auf Klärung, der mit Schreiben vom 21. Februar 2019 

übermittelt worden ist; 

Nach Einsicht in die daraufhin vom Präsidenten des Regionalrats mit Schreiben vom 26. 

Februar 2019 übermittelten Unterlagen; 

Nach Einsicht in die Verfügung Nr. 5/2019 vom 21. Februar 2019, mit der der Präsident der 

Kontrollsektion das Richterkollegium zur heutigen Sitzung einberufen hat; 

Nach Anhörung der Berichterstatterin und ersten Referendarin, Frau Drin Alessia Di 

Gregorio 

 

PRÄMISSEN 

Der Präsident des Regionalrats hat mit Schreiben Prot. Nr. cr_taas-16/01/2019-0000198-P 
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(eingegangen beim Rechnungshof Prot. Nr. 0000112-17/01/2019-SC_TN-U09-A) die 

Rechnungslegungen bezogen auf den Zeitraum 1. Jänner 2018 – 20. November 2018 sowie 

die dazugehörenden Unterlagen der Ratsfraktionen der XV. Legislaturperiode, unter 

anderem auch die der Fraktion “ Team Autonomie – Bürger Union“, übermittelt. 

Nach Prüfung der erhaltenen Unterlagen stellte diese Kontrollsektion mit Beschluss Nr. 

23/2019/FRG vom 4. Februar 2019 einige dokumentarische Mängel fest und hielt es für 

notwendig, Klarstellungen zu beantragen, wobei im Sinne des Artikels 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekretes Nr. 174/2012 als Termin für die Berichtigung der aus den vorläufigen 

Untersuchungen festgestellten Mängel bei den Rechnungslegungen der betroffenen 

Ratsfraktion der 18. Februar 2019 festgesetzt wurde.  

Innerhalb der gesetzten Frist hat der Präsident des Regionalrats mit Schreiben vom 18. 

Februar 2019 (Protokoll Nr. cr_taas-18/02/2019-0000695-P), das beim Rechnungshof mit 

Protokoll Nr. 284 am selben Tag eingegangen ist, für jede Ratsfraktion die angeforderten 

zusätzlichen und erläuternden Unterlagen übermittelt.  

Mit Schreiben vom 21. Februar 2019 wurden weitere Klarstellungen angefordert, um die 

Untersuchungen abschließen zu können. 

Am 26. Februar 2019 übermittelte der Präsident des Regionalrates die zusätzlich 

angeforderten Unterlagen. 

 

SACHVERHALT 

1. Die Regelung betreffend die Finanzierung der Regionalratsfraktionen der Autonomen 

Region Trentino - Südtirol ist in der genannten Verordnung des Regionalrates enthalten, die 

mit Beschluss des Regionalrates Nr. 33 vom 10. September 2013 genehmigt und später mit 

dem Beschluss Nr. 8 vom 10. Dezember 2014 abgeändert worden ist (in der Folge 

„Verordnung Nr. 33/2013“ genannt), und ist seit Beginn der XV. Legislaturperiode (22. 

November 2013) in Kraft. Diese Regelung fußt auf das Gesetzesdekret Nr. 174/2012, 

umgewandelt in das Gesetz Nr. 213/2012, insbesondere was den Artikel 1 Absätze 9, 10, 11 

und 12, so wie durch das Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 39/2014 und das Gesetz 

Nr. 116/2014 abgeändert, anbelangt.  

Aufgrund der in den Artikeln 1 und 9 Absatz 4 der besagten Verordnung des Regionalrats 

Nr. 33/2013 enthaltenen Übernahme des Gesetzesdekretes Nr. 174/2012, umgewandelt in 

das Gesetz Nr. 213/2012 (in der Folge Gesetzesdekret Nr. 174/2012 genannt), finden bei den 

Rechnungslegungen der Regionalratsfraktionen nun die Absätze 9, 10, 11 und 12 des 

Gesetzesdekretes 174/2012 Anwendung. Die vorgenannte Verordnung passt die Regelung 

des Regionalrates auf dem Sachgebiet der Leistungen zugunsten der Ratsfraktionen an die 
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besagten Bestimmungen des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012 an, regelt die Zuweisung und 

Entrichtung der Beiträge, ermittelt die zulässigen Ausgaben - auch mit Bezug auf die 

spezifischen in der Anlage A zu dieser Verordnung enthaltenen Richtlinien - und die 

entsprechenden Buchhaltungsunterlagen und organisiert die nachfolgende 

Rechnungslegung und Übermittlung der betreffenden Dokumente an die regionale 

Kontrollsektion des Rechnungshofes.  

Gemäß Artikel 1 Absatz 9 des besagten Gesetzesdekrets 174/2012 genehmigt jede 

Ratsfraktion eine jährliche Rechnungslegung aufgrund der Richtlinien, die von der 

Ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den Autonomen 

Provinzen Trient und Bozen beschlossen und mit Dekret des Präsidenten des Ministerrates 

übernommen wurden, um die ordnungsgemäße Ermittlung der Gebarungsabläufe und der 

Buchführung sowie die ordnungsgemäße Erstellung der für die Rechnungslegung 

erforderlichen Unterlagen zu gewährleisten. Darüber hinaus regelt Artikel 1 Absätze 10, 11 

und 12 die Modalitäten für die Ausübung der externen Rechnungsprüfung durch den 

Rechnungshof.  

 

2. Es ist auch darauf hinzuweisen, dass die von der regionalen Kontrollsektion des 

Rechnungshofes durchgeführte Kontrolle über die Rechnungslegungen der Fraktionen der 

Regionalräte (und Autonomen Provinzen) in die Kategorie der „externen Kontrolle über die 

Ordnungsmäßigkeit der Buchführung" fällt und somit nicht das Ziel verfolgt, Sanktionen zu 

verhängen, sondern Rückerstattungen einzufordern (Artikel 1 Absatz 12 des 

Gesetzesdekretes Nr. 174/2012, wie durch das Urteil Nr. 39/2014 des 

Verfassungsgerichtshofes abgeändert). Dadurch soll die ordnungsgemäße Gebarung des 

Haushaltes der Region gewährleistet werden; an diesen ist nämlich der Haushalt des 

Regionalrates geknüpft, aus dem die Mittelzuweisungen an die Ratsfraktionen (siehe 

Kontrollsektion Friaul Nr. 64/2014) stammen. 

Die Rückerstattungspflicht stellt keine Sanktion für den Verstoß von Verhaltensweisen dar - 

für deren allfällige Untersuchung ein anderer Richter oder eine andere Instanz dieses 

Rechnungshofes zuständig ist -, sondern zielt darauf ab, den Bilanzausgleich zu 

gewährleisten bzw. wieder herzustellen, wenn dieser durch Ausgaben beeinträchtigt 

wurde, die nicht im Zusammenhang mit den institutionellen Zielen der Fraktionen stehen.  

Der Beschluss dieses Rechnungshofes liefert dem Regionalrat darüber hinaus nützliche 

Hinweise für eine gesamtheitliche Einschätzung der Mittel, die den Ratsfraktionen für ihre 

Tätigkeit zu institutionellen Zwecken zugeteilt werden, was dazu beiträgt, dass die Höhe 
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dieser Beiträge im Rahmen einer mehrjährigen finanziellen Planung genauer berechnet 

werden kann.  

In diesem Zusammenhang sei noch einmal darauf hingewiesen, dass der 

Verfassungsgerichtshof im Urteil Nr. 39/2014 neben der „Änderung“ des Artikels 1 Absätze 

9 bis 12 des Gesetzesdekrets Nr. 174/2012 festgestellt hat, dass die von den zuständigen 

regionalen Kontrollsektionen des Rechnungshofes durchzuführende Kontrolle darin 

besteht, eine verbindliche Analyse durchzuführen, die nicht auf die Verwendung der 

Beträge eingeht, sondern die Zweckbestimmung der Ausgaben und deren 

Übereinstimmung mit den Ausgabenermächtigungen überprüft, wobei festgestellt wird, ob 

diese Ausgaben effektiv für institutionelle Zwecke getätigt wurden. Die politische 

Autonomie der Fraktionen, die von dieser Regelung betroffen sind und der entsprechenden 

Kontrolle unterliegen, wird damit keineswegs beeinträchtigt.  

Der Verfassungsgerichtshof hat demnach festgelegt, dass die in diesem Rahmen ausgeübte 

Funktion des Rechnungshofes in der Kontrolle über die Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegungen besteht, wobei er als Parameter die 

Übereinstimmung der Rechnungslegung mit dem in der Ständigen Konferenz für die 

Beziehungen zwischen Staat, Regionen und den Autonomen Provinzen Trient und Bozen 

erstellten Muster verwendet hat und nicht auf die Ermessensfreiheit der Entscheidungen 

eingegangen ist, die die Ratsfraktionen völlig autonom im Rahmen ihres institutionellen 

Mandats treffen können.  

Mehrmals hat der Verfassungsgerichtshof bestätigt, dass mit Artikel 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekrets Nr. 174 von 2012 "die regionale Kontrollsektion die Aufgabe hat, ein Urteil 

über die Übereinstimmung der Rechnungslegung mit den Vorgaben des Artikels 1, und 

daher mit den in den Leitlinien enthaltenen [....] Kriterien abzugeben " (Urteile Nr. 104 von 

2016, Nr. 130 von 2014). Unter den genannten Kriterien zitiert Artikel 1 der Anlage A des 

DPMR vom 21. Dezember 2012 die "Zuverlässigkeit und Richtigkeit der Ausgaben", wobei 

"die Zuverlässigkeit die Übereinstimmung zwischen den in der Rechnungslegung 

angeführten Posten und den tatsächlich getätigten Ausgaben“(Absatz 2) und „die Richtigkeit 

die Übereinstimmung der getätigten Ausgaben mit den gesetzlich vorgesehenen Zwecken“ (Absatz 3) 

ist, mit der weiteren Klarstellung, dass "alle Ausgaben ausdrücklich für die institutionellen Tätigkeit 

der Fraktion getätigt werden müssen " (Absatz 3 Buchst. a).  

In den nachfolgenden Urteilen Nr. 130/2014, Nr. 263/2014, Nr. 104/2016 und, zuletzt, Nr. 

260/2016 hat der Verfassungsgerichtshof diese Grundsätze erneut bekräftigt. Dabei wurde 

noch einmal hervorgehoben, dass die besagte Kontrolle keine meritorische Überprüfung der 

Entscheidungen, die in der politischen Autonomie der Fraktionen liegen, vorsieht. Dies 
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schließt jedoch nicht eine Überprüfung aus, ob die von den Fraktionen getätigten Ausgaben 

den institutionellen Zwecken entsprechen und ob sie nach dem allgemeinen, vom 

Rechnungshof bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegungen immer 

verfolgten Grundsatz der Übereinstimmung der Buchführung mit den gesetzlich 

vorgesehenen Zwecken vorgenommen wurden.  

Schließlich sei im Hinblick auf die von den regionalen Kontrollsektionen dieses 

Rechnungshofes ausgeübte Kontrolle auch auf die umfassende Rechtsprechung der 

Vereinigten Sektionen, die sich mit den von den Regionalratsfraktionen eingelegten 

Rekursen beschäftigt haben, verwiesen (vgl. Entscheidungen der Vereinigten Sektionen in 

besonderer Zusammensetzung Nr. 29/2014, 40/2014, 41/2014, 42/2014, 43/2014, 45/2014, 

das bereits zitierte Urteil Nr. 59/2014 und die jüngsten Urteile Nr. 1, 5, 39, 43 und 

61/2015/EL sowie Nr. 15, 20, 22 und 24/2016/EL).  

 

3. Was die juridische Natur der Regionalratsfraktionen betrifft, so wurde bereits darauf 

verwiesen, dass die Rechtsprechung keine einstimmige Lösung gefunden hat (siehe 

Beschluss Nr. 5/2017/FRG dieser Kontrollsektion). 

Der Verfassungsgerichtshof hat festgestellt, dass die Ratsfraktionen - als Projektion der 

politischer Parteien in den gewählten Versammlungen - Organe des Regionalrates sind, und 

hervorgehoben, dass sie wesentlich zur Funktionstätigkeit des Gesetzgebungsorgans 

beitragen und letztendlich Ämter darstellen, die für die Bildung der internen Organe des 

Regionalrates notwendig und wesentlich sind (Urteile des Verfassungsgerichtshofs Nr. 

1130/1988, Nr. 187/1990 und Nr. 39/2014). Ähnliche Überlegungen wurden auch von den 

Vereinigten Zivilsektionen des Kassationsgerichtshofs im Urteil Nr. 609/1999 angestellt. 

Der Strafgerichtshof hat hingegen hervorgehoben, dass die Ratsfraktionen eine komplexe 

und vielfältige Realität darstellen, in der öffentliche und private Aspekte miteinander 

verflochten sind, und bestätigt, dass das Problem ihrer rechtlichen Stellung in Lehre und 

Rechtsprechung seit langem diskutiert wird, ohne jedoch endgültig und einheitlich gelöst 

worden zu sein (Urteil des Strafgerichts Nr. 49976/2012). 

Der Staatsrat (Sektion V, Urteil Nr. 8145/2010) hat auch darauf hingewiesen, dass "die 

Ratsfraktionen im Allgemeinen kein Segment einer politischen Partei darstellen, die sie vertreten, 

sondern eine eigene institutionelle Beschaffenheit im Rahmen des Aufbaus des Regionalrates 

besitzen“. 

Wenn es auf einer Seite stimmt, dass die Regionalratsfraktionen im Allgemeinen ihre 

privatistische Form von der politischen Partei ableiten, von der sie abstammen (mit 

Ausnahme der Gemischten Fraktion, die klarerweise nicht nur eine einzige Partei vertritt), 
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ist es aber ebenso klar, dass sie zweifelsohne Tätigkeiten und Funktionen öffentlicher Natur 

ausüben, wenn sie an der Tätigkeit des Regionalrats und an den Gesetzgebungsverfahren 

teilnehmen. 

 

4. Bei den Ausgaben für die Tätigkeit der Fraktionen zählen die oben genannten Richtlinien 

des genannten DPMR (Artikel 1 Absätze 4, 5 und 6 der Anlage A) die beitragsfähigen 

Ausgaben und diejenigen auf, die von der Beitragsleistung des Regionalrates 

ausgeschlossen sind. Diese Regelung wurde auf lokaler Ebene durch die oben genannte 

Verordnung Nr. 33/2013 und deren Anlage B eingeführt, die das Buchhaltungsmuster 

enthält. Im Besonderen weist Artikel 3 der Verordnung darauf hin, dass die 

Zweckbestimmung der Beiträge des Regionalrats zur Verwirklichung der institutionellen 

Ziele der Fraktion im Hinblick auf die Tätigkeit des Regionalrates eingehalten werden muss 

(….“Mittel aus dem Haushalt des Regionalrats, die…ausschließlich für institutionelle Zwecke, 

Studien-, Publikations- und Kommunikationstätigkeiten verwendet werden dürfen”).  

Hinsichtlich der Ausgaben für das Personal, das von den Ratsfraktionen eingestellt wird, 

findet Artikel 4 der oben genannten Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 

Anwendung. 

 

5. Vor diesem Hintergrund nimmt die Kontrollsektion zur Kenntnis, dass die Kontrolle der 

Rechnungslegung 2018 der regionalen Ratsfraktion „Team Autonomie – Bürger Union“ - so 

wie in den Vorjahren auch - dieses Jahr nach den Kriterien des Artikels 1 der Anlage "A" des 

besagten DPMR vom 21. Dezember 2012 erfolgt ist. Wie bereits erwähnt, besagt diese 

Bestimmung, dass jede in der Rechnungslegung angegebene Ausgabe den Kriterien der 

"Zuverlässigkeit" und "Richtigkeit" entsprechen muss, also der Übereinstimmung zwischen 

den in der Rechnungslegung angegebenen Posten und den tatsächlich getätigten Ausgaben 

("Zuverlässigkeit") sowie der Kohärenz der getätigten Ausgaben mit den gesetzlich 

vorgesehenen Zwecken aufgrund einer Reihe von Grundsätzen, die in der Bestimmung 

selbst enthalten sind ("Richtigkeit"). 

Die Richtlinien im DPMR sind daher ein wesentlicher Parameter für die Kontrolle der 

Rechnungslegung der Ratsfraktionen, da die darin enthaltenen Bestimmungen dem 

dreifachen Ziel entsprechen, die Gebarungsvorgänge zu überprüfen, die ordnungsgemäße 

Führung der Buchhaltung festzustellen und die Ausgabenbelege korrekt und genau zu 

erfassen.  

Die Kontrolle durch die Kontrollsektion konzentrierte sich auch, sowohl bei den Ausgaben 

für die Tätigkeit der Fraktion als auch bei den Ausgaben für die Personalkosten, auf die 
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genaue Einhaltung der in der Verordnung des Regionalrates Nr. 33/2013 enthaltenen 

Bestimmungen. 

Die Umsetzung dieser Kriterien und die Kontrolle erfolgte bereits mit dem Beschluss dieser 

Sektion Nr. 11/2014/FRG, wie von den Vereinigten Sektionen dieses Gerichtshofes in 

besonderer Zusammensetzung im Urteil Nr. 59/2014/EL vom 5. November 2014 bestätigt, 

auf den daher auch in diesem Kontrollverfahren Bezug genommen wird. 

 

6. Konkret wurde die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen, die korrekte Verbuchung 

der einzelnen Ausgabenposten auch unter Berücksichtigung der Bestimmungen der 

internen Regelungen, die angemessene Darstellung der Verwaltungsvorgänge in der 

Rechnungslegung sowie die Abstimmung der Kassenbestände zwischen den einzelnen 

Finanzjahren geprüft.  

Anschließend wurde die Übereinstimmung und Kohärenz der einzelnen Ausgaben mit der 

institutionellen Tätigkeit geprüft und die nachstehend angeführten Bemerkungen geäußert. 

Insbesondere wurden die Umstände, Anlässe und Zwecke, die zu den einzelnen 

buchhalterischen Ausgaben geführt haben, untersucht, um den wesentlichen 

zweckgerichteten Zusammenhang zwischen den in der Rechnungslegung angeführten 

Ausgaben und der institutionellen Tätigkeit der Fraktion zu ermitteln.  

In Bezug auf die Ausgaben für das Personal wurde schließlich die Einhaltung der in der 

Verordnung des Regionalrats Nr. 33/2013 enthaltenen Bestimmungen überprüft. 

 

7. In Anbetracht der Tatsache, dass am 4. März 2018 und 21. Oktober 2018 jeweils 

Parlamentswahlen und Landtagswahlen in der Autonomen Provinz Bozen und Trient 

stattgefunden haben (wobei nicht zu vergessen ist, dass die Landtagsmitglieder von Trient 

und Bozen gemäß Artikel 25 Absatz 1 des Sonderstatuts rechtmäßig auch 

Regionalratsmitglieder sind), ist auch die Einhaltung der Par-Condicio-Bestimmungen 

während des Zeitraums der Wahlen gemäß Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c) der Anlage A) 

zum DPMR vom 21. Dezember 2012, auf den sich auch Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 

des Regionalrates Nr. 33/2013 bezieht, festgestellt worden. Dieser besagt, dass " im Zeitraum 

vor den Wahlen, in dem ein entsprechendes Verbot nach den gesamtstaatlichen Par-Condicio-

Bestimmungen gilt, sind Ausgaben für institutionelle Mitteilungen nicht zulässig.“ 

Immer im Zusammenhang mit der besonderen Regelung während der Wahlzeit ist 

die Einhaltung des Artikels 1 Absatz 3 Buchstabe c) der Anlage A) zum DPMR vom 

21. Dezember 2012, auf den sich auch Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung des 
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Regionalrates Nr. 33/2013 bezieht, festgestellt worden. Dieser besagt, dass "die 

Fraktionen keine Beziehungen entgeltlicher Zusammenarbeit mit Abgeordneten des 

italienischen oder europäischen Parlaments, der Regionalräte anderer Regionen und 

Kandidaten von Gemeinde-, Landtags- und Parlamentswahlen unterhalten bzw. Zuschüsse 

jeglicher Art an diese auszahlen dürfen. Bei letzteren gilt die Einschränkung gemäß den 

geltenden Bestimmungen für die Wahlzeit bis zur Bekanntgabe der Wahl.“  

 

8. Außerdem wurde die Rückgabe der langlebigen Gebrauchsgüter, die von der Fraktion 

angekauft und ins Inventar der zugewiesenen Güter aufgenommen worden waren, 

festgestellt.  

 

9. Nach Abschluss der Überprüfungen und der Prüfung der vorgelegten zusätzlichen 

Unterlagen sowie der in der Untersuchungsphase vorgenommenen Klarstellungen ist die 

Sektion zur Ansicht gelangt, dass die in der Untersuchungsphase hervorgehobene 

Beanstandung der Zweckbindung des Betrages in Höhe von 79,00 Euro für die Erneuerung 

des Jahresabonnements für den Audiodienst „Sound Cloud“ vom 22. November 2018, die 

demnach nach der Einsetzung der neugewählten gesetzgebenden Versammlung für die 

XVI. Legislaturperiode erfolgt ist, nicht beseitigt worden ist. Gemäß Artikel 8 Absatz 5 

Buchstabe b) der Verordnung Nr. 33/2013 kann dieser Posten nicht den Ausgaben der 

letzten Rechnungslegung der XV. Legislatur (Zeitraum 1. Jänner – 20. November 2018) 

angelastet werden. Zudem muss auf den im Rahmen der Untersuchungsphase von der 

Fraktion dargelegten Standpunkt, dass für Abonnements eine stillschweigende 

automatische Verlängerung gilt, erwidert werden, dass es einem guten Verwalter obliegt – 

und dies umso mehr wenn es sich um öffentliches Geld handelt – den Vertrag innerhalb der 

vorgesehenen Fristen zu kündigen. In Ermangelung dieser minimalen Sorgfalt kann die 

Ausgabe nicht der Ratsfraktion angelastet werden und muss somit für ordnungswidrig 

erklärt werden. 

 

10. Auch mit Bezug auf die nicht erfolgte vollständige Rückerstattung des abschließenden 

Kassenbestands für Personalkosten im Ausmaß von 910,00 Euro können die in der 

Untersuchungsphase beanstandeten Mängel nicht als behoben betrachtet werden. 

Die Ratsfraktion, deren Rechnungslegung im abschließenden Kassafonds für laufende 

Ausgaben einen Negativbetrag im Ausmaß von -772,47 Euro aufweist (der vom 

Fraktionsvorsitzenden damit begründet worden ist, dass höhere Ausgaben für Steuer- und 
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Arbeitsberatungen im Zusammenhang mit Fragen und Dienstleistungen für einen 

Werkvertrag angefallen sind) hat eine Verrechnung zwischen den beiden Fonds 

vorgenommen und mit der Gutschrift vom 20. Dezember 2018 dem Regionalrat lediglich 

den Betrag im Ausmaß von 137,53 Euro rückerstattet.  

Doch die vom Fraktionsvorsitzenden dargelegte Kompensation zwischen dem Fonds für die 

laufenden Ausgaben und dem Fonds für Personalkosten ist nicht möglich. Diese 

Kontrollsektion hat bereits im Beschluss Nr. 32/2018/FRG auf Folgendes hingewiesen: „Die 

Eigenständigkeit der beiden Fonds, welche die Möglichkeit einer gemischten Nutzung der 

entsprechenden Ressourcen ausschließt, geht eindeutig aus der getrennten Regelung der Ressourcen 

des einen und des anderen Fonds sowohl für die Zugänge als auch für die Abgänge hervor. Überdies 

lässt derselbe Vordruck für die Rechnungslegung, welcher der Verordnung für die Fraktionen des 

Regionalrates als Anlage beigefügt ist, diesbezüglich keine Zweifel zu, indem die getrennte 

Verbuchung des „Anfänglichen Kassenbestandes für laufende Ausgaben“ und des „Anfänglichen 

Kassenbestandes für Personalkosten“ sowie des „Abschließenden Kassenbestands für Personalkosten“ 

und des „Abschließenden Kassabestands für laufende Ausgaben“ vorgeschrieben wird, ohne 

Kompensationsmöglichkeiten. Nur in der abschließenden Zusammenfassung der „Im Haushaltsjahr 

verfügbare Einnahmen“ und der „Ausgaben insgesamt“ berücksichtigt der Vordruck die beiden 

Kategorien gemeinsam.  

Hinzuzufügen bleibt außerdem, dass nur die Überschüsse in das darauffolgende Haushaltsjahr 

übertragen werden dürfen (der im entsprechenden Haushaltsjahr nicht verwendeten Zuschussanteil, 

der im darauffolgenden Jahr verwendet werden kann): der Spesenüberschuss muss hingegen im 

entsprechenden Haushaltsjahr beglichen werden“. 

Auch Artikel 8 Absatz 6 der Verordnung Nr. 33/2013 legt ausdrücklich Folgendes fest: „Der 

Zuschussanteil, der im jeweiligen Haushaltsjahr nicht verwendet wurde, kann im nächsten 

Haushaltsjahr und jedenfalls bis zum Ende der Legislaturperiode bzw. bis zur Auflösung der 

Fraktion verwendet werden. Nach diesem Termin ist der nicht verwendete Zuschussanteil an den 

Regionalrat zurückzuzahlen.“ 

Aus diesem Grund muss der Betrag im Ausmaß von 772,47 Euro des abschließenden 

Kassenbestands für Personalkosten, der im Finanzjahr 2018 nicht verwendet worden ist, 

dem Regionalrat rückerstattet werden. 

 

11. Daher muss die Ordnungswidrigkeit der Rechnungslegung 2018 der Ratsfraktion „Team 

Autonomie – Bürger Union“ mit Bezug auf die oben angeführten Aspekte beschlossen 

werden (sub Punkt 9 mit Bezug auf den Betrag in Höhe von 79,00 Euro betreffend die 

Ausgabe für die Erneuerung des Jahresabonnements des „Sound Cloud“ Audio Service 
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vom 22. November 2018 und sub Punkt 10 mit Bezug auf den Betrag in Höhe von EUR 

772,47 als abschließenden Kassenbestand für Personalkosten, der im Finanzjahr 2018 nicht 

in Anspruch genommen und nicht zurückgegeben wurde), wobei festgehalten werden 

muss, dass diese Kontrolle gerade aufgrund ihrer Eigenheiten nicht die Ordnungsmäßigkeit 

der kontrollierten Handlungen und Verhaltensweisen betrifft, die jedoch von den 

zuständigen Stellen noch kontrolliert werden können. 

 

Aus diesen Gründen 

 

erlässt 

der Rechnungshof, Kontrollsektion für Trentino-Südtirol, mit Sitz in Trient, seine endgültige 

Entscheidung und 

 

stellt 

– beschränkt auf den im einführenden Teil präzisierten Bereich - die Ordnungswidrigkeit der 

Rechnungslegung der Ratsfraktion der Region Trentino-Südtirol „Team Autonomie – Bürger 

Union“ für den Zeitraum 1. Jänner 2018 – 19. November 2018 fest; 

 

verfügt, 

dass das zuständige Amt dieser Sektion eine Kopie dieses Beschlusses zusammen mit der 

Rechnungslegung der Ratsfraktion „Team Autonomie – Bürger Union“, die integrierender 

Teil dieses Beschlusses ist, mittels zertifizierter Post an den Präsidenten des Regionalrates 

der Autonomen Region Trentino-Südtirol für die laut Artikel 1 Absatz 11 des 

Gesetzesdekretes Nr. 174/2012, umgewandelt in das Gesetz Nr. 213/2012, so wie mit dem 

Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nr. 39/2004 abgeändert, und laut Artikel 9 Absatz 4 der 

mit Beschluss Nr. 33/2013 genehmigten Verordnung des Regionalrats vorgesehenen 

Obliegenheiten, einschließlich der Veröffentlichung desselben auf der institutionellen 

Webseite des Regionalrates, und an den regionalen Staatsanwaltschaft des Rechnungshofes 

für die jeweilige Zuständigkeit übermittelt. 

 

beauftragt 

das zuständige Amt dieser Kontrollsektion, diesen Beschluss im Sinne des DPR Nr. 574 vom 

15. Juli 1988 ins Deutsche übersetzen zu lassen.  

 

Der Präsident des Regionalrats wird diese Kontrollsektion über die von der Fraktion „Team 
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Autonomie – Bürger Union“ vorgenommene Rückerstattung der beanstandeten Beträge 

mittels Zusendung einer Kopie des Inkassobelegs informieren. 

 

Entschieden in Trient in der nicht öffentlichen Sitzung vom 27. Februar 2019. 

 

 

Die berichterstattende Richterin  

Alessia DI GREGORIO 

 

 

 

Die Präsidentin 

Anna Maria Rita LENTINI 

  

 

 

 

Hinterlegt im Sekretariat 1.03.2019 

Die leitende Beamtin 

Anna Maria GUIDI 
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